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1. Einleitung 

Mobilität gehört zu den Grundbedürfnissen des Menschen. Ob für den Weg zur Arbeit, für 
Freizeitaktivitäten, oder für den Gütertransport von Waren aus aller Welt – Mobilität ist 
unabdingbar und ein wesentlicher Grundstein für unsere Wirtschaft und Gesellschaft.  

Einen besonderen Stellenwert genießt die individuelle Mobilität. In Deutschland dominiert 
das Auto als omnipräsentes Symbol für größtmögliche Freiheit, Flexibilität und Status. Der 
Motorisierungsgrad ist mit 501 Autos pro 1000 Einwohner hoch.1  

Der Verkehrsmarkt steht jedoch vor mehreren Herausforderungen: Vor dem Hintergrund 
schwindender Ölreserven, fortschreitender klimatischer Veränderungen und einer anhalten-
den Verteuerung der Mobilitätspreise sind nachhaltige Lösungskonzepte notwendig, um 
auch in Zukunft ein Höchstmaß an Mobilität zu gewährleisten. Moderne Elektroautos gel-
ten dabei als Schlüsseltechnologie hin zu einer energieeffizienten, klimafreundlichen und 
bezahlbaren Fortbewegung der Zukunft.  

Zur Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit, der wirtschaftlichen Unabhängigkeit und 
der technologischen Führungsposition hat sich die Bundesregierung im Jahr 2009 das Ziel 

                                                 
1  Vgl. BMVBS (2009), S. 67 (MIV Fahrer u. Mitfahrer). 
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gesetzt, Deutschland zum Leitmarkt für Elektromobilität zu entwickeln. Im Rahmen des 
Konjunkturpaketes II wurden 500 Millionen Euro bereitgestellt, um bis zum Jahr 2020 eine 
Million Elektrofahrzeuge auf Deutschlands Straßen zu bringen.2 

Elektroautos haben jedoch noch eklatante Nachteile gegenüber ihren konventionell ange-
triebenen Alternativen. Insbesondere die hohen Preise für Energiespeicher sowie die gerin-
ge Reichweite aufgrund der eingeschränkten Energiedichte aktueller Fahrzeugmodelle 
schränken das potenzielle Käuferfeld sehr stark ein. Bisher konnten daher nur wenige Tau-
send reine Elektromobile verkauft werden.3 Für die Umsetzung der ambitionierten Ziele der 
Bundesregierung sind innovative Lösungsansätze daher unerlässlich.  

Ein möglicher Ansatz ist die Integration von Elektrofahrzeugen in Carsharing-Flotten. 
Carsharing gilt bereits heute als potenzieller Kandidat für die Integration von Elektro-
fahrzeugen. Die Vorteile sind häufige Kurzstreckeneinsätze, kurze Ausleihdauern sowie 
hohe Auslastung und Laufleistungen. Erste Modellprojekte wurden bereits in Berlin, Ham-
burg und Köln umgesetzt.  

Elektro-Carsharing-Konzepte haben ein hohes Potenzial. Zum einen können sie durch nied-
rige Emissionen das 2-Grad-Klimaziel von EU und Bundesregierung unterstützen und aktiv 
zur Senkung der CO2-Emissionen im Verkehr beitragen.4 Zum anderen bieten sie die Mög-
lichkeit, gerade in verkehrsreichen Innenstädten konventionelle Fahrzeuge zu verdrängen 
und somit Schadstoffbelastung und Parkplatzmangel zu reduzieren. Des Weiteren bieten sie 
mit dem „Mobility on Demand“-Konzept eine Alternative zum gerade in der Jugend unbe-
liebter werdenden eigenen Auto.5  

Jedoch ist die Integration von Elektroautos auch mit technischen, wirtschaftlichen und 
praktischen Risiken verbunden. Hohe Auslastungen und hohe Laufleistungen bedeuten 
auch geringe Standzeiten zwischen den Nutzungen und dadurch resultierende, häufig ledig-
lich teilgeladene Batterien. Zudem sind Reichweitenbeschränkungen, Ladezeiten-
problematik, Nutzerakzeptanz und nicht zuletzt Rentabilität Aspekte, die im Rahmen einer 
Abwägung berücksichtigt werden müssen. Um festzustellen, ob E-Carsharing einen sinn-
vollen Beitrag zu den Elektromobilitäts-Zielen der Bundesregierung leisten kann, bedarf es 
einer eingehenden Analyse. 

Gegenstand des Aufsatzes ist die daher die Beurteilung von elektrifizierten Carsharing-
Konzepten aus betriebswirtschaftlicher und gesamtwirtschaftlicher Perspektive. Die Analy-
se findet vor dem Hintergund der Ziele der Bundesregierung im „Nationalen Entwick-
lungsplan Elektromobilität“ statt.  

                                                 
2  Vgl. BMBF (2009), S.18. 
3  Vgl. KBA (2011), S. 1. 
4  Vgl. EU Kommission (2011), S. 3; BMU (2000), S. 2. 
5  Vgl. Fraunhofer IAO (2010), S. 51. 
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In Kapitel 2 des Aufsatzes erfolgt zunächst die Erfassung der potenziellen Effekte von 
Carsharing sowie des aktuellen Entwicklungsstands von Carsharing in Deutschland. Die 
Darstellung technischer und nutzungsbedingter Potenziale und Anforderungen (Kapitel 3) 
bildet dann den Rahmen für die betriebs- und gesamt-wirtschaftliche Wirkung eines E-
Carsharing Systems zu den Zeitpunkten 2010, 2015 und 2020 (Kapitel 4 und 5). Die 
betriebwirtschaftliche Bewertung befasst sich dabei mit der Rentabilität des E-Carsharing-
Konzepts aus Anbietersicht (Total Cost of Ownership), indem ein Vergleich zur konventio-
nellen Alternative (Verbrennungsmotor) stattfindet. Der gesamtwirtschaftliche Beitrag des 
E-Carsharing wird anhand des Nutzen-Kosten-Verhältnisses untersucht. 

2. Carsharing als alternatives Mobilitätskonzept 

2.1 Wirkungen von Carsharing 

2.1.1 Positive und negative Effekte von Carsharing 

Carsharing beruht auf dem Prinzip der Umstellung von Privatgut zu Kollektivgut. Eigentum 
in Form von Privatautos soll durch die Dienstleistung Carsharing ersetzt werden. Hierdurch 
ergeben sich grundsätzlich sowohl positive als auch negative Effekte (Abb. 1). Nachfolgend 
werden die durch Carsharing erzeugten Effekte sowie ihre potenziellen Auswirkungen auf 
die wesentlichen gesellschaftlichen Teilbereiche näher betrachtet. Als positive Effekte 
werden solche angesehen, die zu einer Verbesserung der ökonomischen, ökologischen und 
verkehrlichen Situation führen. Negative Effekte dagegen haben überwiegend nachteilige 
Auswirkungen auf diese Teilbereiche.  

Die positiven Effekte lassen sich in Effizienzeffekte und Indirekte Effekte gliedern:6 

 Effizienzeffekte beschreiben die direkten Folgen einer Veränderung des Gesamtfahr-
zeugbestandes. Durch eine effizientere Auslastung der Fahrzeuge im Carsharing lässt 
sich die Gesamtzahl der Pkw im Verkehrssystem reduzieren. Dies betrifft vor allem den 
ruhenden Verkehr.7 Weitere Folge der besseren Auslastung ist die höhere Fahrleistung 
der einzelnen Fahrzeuge und der damit verbundene schnellere Austausch älterer und 
verbrauchsstärkerer Pkw. Daher sind Carsharing-Fahrzeuge oft neuer, verbrauchsärmer 
und klimafreundlicher als Privatfahrzeuge. 

 Indirekte Effekte entstehen durch eine Veränderung der Mobilitätsnachfrage. Basis des 
Effektes ist, dass mit der Entscheidung für Carsharing eine Veränderung der Nutzungs-
routinen der Kunden einhergeht. I. d. R. nutzen Carsharingkunden die Fahrzeuge weni-
ger häufig und intensiv als Privatwagen.8 Es kommt zu einer Veränderung des persönli-
chen Mobilitätsverhaltens. Carsharing-Kunden bestreiten mehr Wege zu Fuß, mit dem 

                                                 
6  Vgl. Wilke (2002), S. 72ff. 
7  Vgl. Pesch (1997), S. 45. 
8  Vgl. Petersen (1993), S. 196f. 
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Fahrrad und den öffentlichen Verkehrsmitteln, als der Durchschnitt.9 Dieser sog. „Lern-
effekt“ verstärkt sich mit zunehmender Dauer der Carsharing-Mitgliedschaft.10 Schon 
ab dem zweiten Jahr ihrer Mitgliedschaft zeigen viele Kunden eine deutliche Verände-
rung ihrer Nutzungsroutinen.11 Zudem bevorzugen die Nutzer von Carsharing kleinere 
und verbrauchsärmere Fahrzeuge und nutzen diese im Durchschnitt häufiger gemein-
sam.12 

Generell werden die Effekte des Carsharings als überwiegend positiv bewertet, allerdings 
entstehen auch negative Effekte:  

 Anschaffungseffekte: Das Angebot von Carsharing im Stadtraum erzeugt zunächst 
einen negativen Effekt, da zusätzliche Fahrzeuge angeschafft werden. Diese belasten 
Umwelt und Stadtraum zusätzlich, wenn keine Kompensation durch Reduzierung von 
Privatfahrzeugen erfolgt.  

 Additive Effekte: Einen negativen Einfluss hat auch der durch Carsharing induzierte 
Verkehr. Wenn Personen, die vorher keinen Wagen besessen haben, nun das Angebot 
nutzen oder Fahrzeugbesitzer ihren Zweitwagen nicht abschaffen und Carsharing zu-
sätzlich nutzen, entsteht ein negativer Effekt durch den dadurch ausgelösten Mehrver-
kehr.  

 Substitutionseffekte: Weiterere negativer Effekte entstehen durch die mögliche Substi-
tution von möglicherweise vorteilhafteren Alternativen, wenn durch die Existenz von 
Carsharing die Anzahl der individuellen Fuß- und Radwege und die Nachfrage nach öf-
fentlichen Verkehrsmitteln sinken.  

 Nutzungsbedingte Effekte: Durch unsachgemäße Benutzung, aber auch durch betrieb-
lichen Verschleiß können erhöhte Abnutzungseffekte der Autos auftreten, die zu einer 
potenziellen Mehrbelastung der Umwelt führen. 

  

                                                 
9  Vgl. Petersen (1993), S. 197ff.  
10  Vgl. Wilke et al. (2007), S. 47f. 
11 Vgl. Ebd., S. 48. 
12  Vgl. Loose (2010), S. 67. 
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Abbildung 1: Positive und negative gesamtwirtschaftliche Effekte von Carsharing 

  Positive Effekte 

 
Budget, 
Umwelt, 
Verkehr/ 
Stadtraum 

  Negative Effekte

 Effizienzeffekte 
- Minderung d. Fahrzeugbe‐
standes 

- Moderne, verbrauchsarme 
Fahrzeugflotte 

 Indirekte Effekte 
- Rückgang der Nachfrage nach 
MIV‐Mobilität 

- Höherer PKW‐Besetzungsgrad 
- Erhöhte Nachfrage nach klei‐
neren Fahrzeugen 

 Anschaffungseffekte 
- Zusätzliche Fahrzeuge im 
Stadtraum 

- CO2‐Fußabdurck 
 Additive Effekte 
- Generierung zusätzlicher 
Nachfrage 

- Substitutionseffekte 
 Nutzungsbedingte Effekte 
- Höherer Verschleiß 
- Falsche Benutzung 

Quelle: Eigene Darstellung nach Wilke (2011), S. 67ff, Wilke et al. (2007), S. 47f.  

Eine Generalisierung der induzierten Umwelt- und volkswirtschaftlichen Entlastungen lässt 
sich nur bedingt vornehmen, da eine exakte Messung und Bewertung der Wirkungen immer 
nur im Einzelkontext möglich ist.13 Im Wesentlichen lassen sich dennoch drei grundsätzli-
che Wirkungen von Carsharing definieren:  

 Die Ökonomische Wirkung beschreibt die Wirkung von Carsharing auf das Budget der 
Nutzer und die Veränderung der Kostenstruktur ihrer individuellen Mobilität. 

 Die Ökologische Wirkung bezieht sich auf die Umweltwirkung des Carsharings.  
 Die Wirkungen auf Verkehr und Stadtraum beschreiben die durch Carsharing induzier-

ten Wirkungen auf den ruhenden und fließenden Verkehr. 

2.1.2 Ökonomische Wirkung  

Die Kosten sind ein wesentlicher Einflussfaktor bei der Wahl des Verkehrsmittels. Die 
Entscheidung für die Nutzung von Carsharing ist somit im hohen Maß auch eine Entschei-
dung aus ökonomischen Gesichtspunkten. Für 20-25% der Kunden ist der finanzielle Vor-
teil gegenüber dem eigenen Auto der Hauptgrund für die Nutzung von Carsharing.14 Nach-
folgend werden daher die ökonomischen Wirkungen von Carsharing für die Nutzer be-
schrieben. 

 Carsharing reduziert die Ausgaben für individuelle Mobilität: Gerade für kurze 
Strecken und seltenen Bedarf liegen die Kosten für die Nutzung von Carsharing deut-
lich unterhalb der Kosten eines eigenen Pkws. Abhängig von der Höhe der Abschrei-

                                                 
13  Vgl. Scholl et al. (2010), S. 9. 
14  Vgl. Heafeli et al. (2006), S. 27. 
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bungen, der jährlichen Fahrleistung und dem Tarif für die Nutzung, ist Carsharing güns-
tiger als der Besitz eines eigenen Autos. Als Grenzen werden Jahresfahrleistungen zwi-
schen 4.500 und 25.000km ermittelt.15 Allerdings kommt es bei der Entscheidung für 
die Nutzung von Carsharing auch zu einer Änderung des Mobilitätsverhaltens, da Car-
sharing Kunden in der Regel ihre Pkw-Kilometer zu einem nicht unwesentlichen Anteil 
durch andere Fortbewegungsarten ersetzen. Dadurch geben Carsharing-Nutzer in der 
Regel weniger für ihre Pkw-Mobilität aus als Autobesitzer.  

 Carsharing bewirkt eine nutzungsäquivalente Kostentransparenz: Ein privater Pkw 
verursacht fixe und variable Kosten. Zu den Fixkosten zählen der Wertverlust sowie 
Kfz-Steuer und Versicherungsbeiträge und die Kosten der Haupt- und Abgasuntersu-
chung. Durchschnittlich haben die Fixkosten einen Anteil von über 60% an den Ge-
samtkosten.16 Variable Kostenbestandteile bestehen z. B. aus den anfallenden Kraft-
stoffkosten, aber auch aus Parkgebühren, eventuellen Straßennutzungsgebühren und den 
Kosten der Pflege und Instandhaltung. Bewusst durch den Nutzer wahrgenommen wer-
den vor allem die direkten variablen Kosten, die unmittelbar durch die Nutzung entste-
hen. Das sind besonders die anfallenden Kraftstoffkosten. Im Bewusstsein vieler Pkw-
Nutzer spielen weitere Kostenanteile bei ihrer Kalkulation meist eine untergeordnete 
Rolle.17 Im Carsharing muss der Nutzer jedoch bei jeder Fahrt die Vollkosten seiner 
Nutzung tragen (abgesehen von den fixen Aufnahme-, Monats- oder Jahresgebühren). 
Dies führt zu einer gesteigerten Transparenz der tatsächlichen Kosten der MIV-
Mobilität und im Verlauf dessen häufig zu einer freiwilligen Selbstbeschränkung.18 

Voraussetzung ist die Überlegung, dass Carsharing-Nutzer zumindest teilweise ihren eige-
nen Pkw abschaffen oder auf den Neukauf eines weiteren Pkws verzichten. Durchschnitt-
lich liegt der Anteil dieser Kunden nach Kundenbefragungen bei rund 27%.19 Behalten die 
Kunden ihr eigenes Fahrzeug, sind für sie die Mehrkosten der Nutzung des eigenen Autos 
oftmals geringer als die Zusatzkosten durch Carsharing. 

2.1.3 Ökologische Wirkung 

Die positiven ökologischen Wirkungen sind zum einen auf die Veränderung der Zahl und 
Zusammensetzung der Fahrzeugflotte und zum anderen auf das veränderte Nutzungsverhal-
ten der Carsharing-Teilnehmer zurückzuführen.20 

Basiseffekt mit einem Anteil von ca. 30% an der Gesamtwirkung ist die Wirkung der jün-
geren und verbrauchsärmeren Fahrzeuge. Diese stoßen in der Regel weniger CO2 aus als 
die meistens älteren und größeren Privatfahrzeuge. So wird unter Berücksichtigung des 

                                                 
15  Vgl. Baum / Pesch (1995), S. 8. 
16  Vgl. Dekra (2008), S. 12; Hunsicker / Sommer (2009), S. 367f. 
17  Vgl. Ebd.  
18  Vgl. Loose (2010), S. 79. 
19  Vgl. Ebd., S. 34. 
20  Vgl. Wilke et al. (2007), S. 23. 
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Gebrauchs konventioneller Fahrzeuge im Carsharing, trotz abnehmender Einsparungspo-
tenziale durch immer verbrauchsärmere Fahrzeuge, sogar im Jahr 2020 noch mit einer 
Einsparung von 78,2 bis 117,2kg CO2 pro Jahr gerechnet.21 

Hinzu kommt eine mit Carsharing einhergehende Nachfrageänderung nach individueller 
Mobilität und die Veränderung der Fahrzeugquote bei den Carsharing-Teilnehmern. Der 
freiwillige Nutzungsverzicht und der daraus resultierende Transfer der Mobilität auf andere 
Fortbewegungsmittel spart einen Großteil der Emissionen ein. Zudem wählen Carsharing-
Teilnehmer meistens ein Fahrzeug, das dem jeweiligen Anlass entspricht, also nur ein gro-
ßes Fahrzeug bei entsprechendem Verwendungszweck. Ca. 70% der in Europa verwende-
ten Fahrzeuge kommen aus dem Bereich der Kleinwagen und Minis.22 Allerdings ist eine 
genaue Berechnung der ökologischen Bilanz von Carsharing schwierig, da die kausalen 
Zusammenhänge von Carsharing-Beitritt und Abschaffung von Privatfahrzeugen nicht klar 
belegbar sind. Daher kann nicht abschließend geklärt werden, ob Carsharing die Abschaf-
fung des Privatwagens induziert, oder ohnehin der Privatwagen abgeschafft würde und 
Carsharing somit als Ersatz für noch umweltfreundlichere Alternativen wie z. B. dem öf-
fentlichen Verkehr sowie Fuß- und Radverkehr fungiert.  

2.1.4 Wirkung auf Verkehr und Stadtraum 

Die Einflüsse von Carsharing auf Verkehr und Stadtraum sind im Wesentlichen: 

 Die Reduzierung des Fahrzeugbestands, 

 die Reduzierung der Pkw-Personenkilometer,  

 die Einsparung von Kurzfahrten, 

 ein durchschnittlich höherer Besetzungsgrad der genutzten Fahrzeuge, 

 eine höhere Bindung an den öffentlichen Verkehr. 

Ein hohes Einsparungspotenzial von Carsharing bezieht sich auf den ruhenden Verkehr. 
Durch eine höhere Auslastung und effizientere Nutzung werden vor allem häufig ungenutz-
te Fahrzeuge eingespart. Dadurch ließen sich potenziell eingesparte Parkflächen im Stadt-
raum neu nutzen.23 Denkbar wären Modelle zur Verbesserung der Lebensqualität, zur 
Schaffung von gewerblich nutzbaren Räumen oder zur Schaffung von Rad- und Fußwegen. 
Nicht unerheblich sind allerdings auch die ökologischen und zeitbedingten Effekte, die 
durch freigewordene Parkflächen entstehen. Der Parkraum-Suchverkehr hat besonders in 
Großstädten einen gewichtigen Anteil am Gesamtverkehr. Das quantitative Potenzial sol-
cher freiwerdenden Flächen lässt sich allerdings nur schwer abschätzen. So könnten positi-
ve Effekte durch einen selbst-induzierten Mehrverkehr gemindert oder gänzlich aufgezehrt 

                                                 
21  Vgl. Wilke et al. (2007), S. XXIII. 
22  Vgl. Loose (2010), S. 67. 
23  Vgl. Wilke et al. (2007), S. XXIV. 
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werden, wenn sich in Folge des neu freigewordenen Stadtraums mehr Leute zur Pkw-
Nutzung entschließen. 

Dennoch hat Carsharing auch einen Einfluss auf den bewegten Verkehr. Durch ein durch-
schnittlich zurückhaltenderes Nutzungsverhalten sind Carsharing-Kunden potenziell weni-
ger mit dem Auto unterwegs als vergleichbare Fahrzeugbesitzer. Zudem werden vor allem 
Kurzstrecken vermieden und stattdessen zu Fuß, per Rad und mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln zurückgelegt.24 Dies hat eine potenziell positive Wirkung auf den Verkehr, da durch 
eine Verringerung der Anzahl der Verkehrsteilnehmer auch eine Verringerung der Ver-
kehrsbelastung und der Staus zu erwarten ist. Ein weiterer Effekt ist der höhere durch-
schnittliche Besetzungsgrad der Carsharing-Fahrzeuge. Dieser liegt über dem durchschnitt-
lichen Besetzungsgrad der MIV-Nutzer, da Carsharing-Nutzer ihre Fahrten bündeln und 
bewusster tätigen.  

Insgesamt ermitteln verschiedene Studien Einsparungspotenziale von 4-8 privaten Pkw pro 
Carsharing-Fahrzeug.25 Zudem sinkt die persönliche Fahrleistung um 25-50% mit andau-
ernder Carsharing-Nutzung, einhergehend mit einer deutlichen Steigerung des ÖV-Anteils 
am Verkehr.26 Allerdings müssen die potenziellen Wirkungen auf den Verkehrs- und Stadt-
raum vorsichtig betrachtet werden, da aufgrund der komplexen Zusammenhänge die exakte 
Verkehrswirkung von Carsharing schwer zu ermitteln ist.  

2.2 Der Markt für Carsharing in Deutschland 

Das erste Carsharing-Projekt in Deutschland wurde 1988 mit der Gründung von „stadt-
AUTO“ in Berlin realisiert.27 Die Organisation der Nutzer und Fahrzeuge in frühen Carsha-
ring-Organisationen (CSOs) war stark ökologisch motiviert, erfolgte wenig professionell 
und war meistens nicht mit gewerblichen Interessen verbunden. Betreiber und Teilnehmer 
waren häufig miteinander bekannt und agierten in lokal begrenzten Gebieten und geschlos-
senen Nutzergruppen.28 Auch in der Angebotsstruktur vieler heutiger Carsharing-
Organisationen spiegelt sich das Ökologie-Bewusstsein der Anfangsphase des Carsharings 
wider. So beschreibt der Dachverband Bundesverband Carsharing, unter dem über 80% der 
bundesweiten CSOs organisiert sind, seine Ziele als „Verringerung der Umweltbelastungen 
durch den Individualverkehr“ und Förderung von „ökologischem und ethischem Denken 
und Handeln“.29 Erst seit den späten 90’er Jahren wurden die Carsharing-Organisationen 
professioneller und wandelten sich teilweise von gemeinnützigen Zusammenschlüssen zu 
wirtschaftlich motivierten Unternehmen. 

                                                 
24  Vgl. Krietemeyer (2003), S. 22; Pesch (1997); S. 159 ff; Petersen (1993), S. 197ff. 
25  Vgl. Loose (2010), S. 73ff; Wilke (2011), S. 114. 
26  Vgl. Krietemeyer (2003), S. 22. 
27  Vgl. Petersen (1993), S. 124. 
28  Vgl. Behrend (2000), S. 11. 
29  BCS (2007), S. 1. 
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2.2.1 Marktgröße  

Der Carsharing-Markt in Deutschland umfasst derzeit ca. 125, meist regionale oder lokale 
Anbieter. Aktuell teilen sich ca. 190.000 Nutzer ungefähr 5000 Fahrzeuge (Abb. 2). Seit 
1997 zeigt der Markt konstant hohe Zuwachsraten. Der Zuwachs der Fahrberechtigten 
betrug im Jahr 2010 rund 20,5%.  

Abbildung 2:  Carsharing-Marktgröße nach Kunden und Fahrzeugen (1997-2011) 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach BCS (2011), S. 3. 

Insgesamt zeigt sich eine hohe Flächendeckung. mit Carsharing-Angeboten in 270 deut-
schen Städten. Zudem sind in allen Großstädten über 200.000 Einwohnern und nahezu allen 
Großstädten über 100.000 Einwohnern CSOs vorhanden.30 

2.2.2 Marktstruktur 

Die Marktstruktur ist geprägt durch große Marktanteile der kommerziellen Anbieter 
Cambio, Stadtauto und dem Carsharing-System der Deutschen Bahn. Alle drei Anbieter 
bieten sowohl eigenes Carsharing, als auch Kooperationen mit kleineren CSOs, die die 
Buchungs- und Abrechnungssysteme der großen Anbieter nutzen. Zusammen vereinen die 
drei großen Systemanbieter somit rund 79% der Carsharing-Teilnehmer und ca. 81% aller 
angebotenen Autos. Abbildung 3 zeigt die Marktstruktur bezogen auf Carsharing-
Teilnehmer und Verteilung der Fahrzeuge: 

                                                 
30  Vgl. Loose (2010), S. 12f. 
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Abbildung 3:  Marktstruktur der Carsharing-Teilnehmer (links) und Carsharing-
 Fahrzeuge (rechts) im Jahr 2011 

 

Quelle: Eigene Darstellung nach BCS (2011), S. 4. 

2.3 Neue Formen von Carsharing 

Der zunehmend größer werdende Anteil neuer Formen des Carsharings verdeutlicht das 
hohe Interesse verschiedener Wirtschaftsbereiche am Carsharing. Sowohl klassische Auto-
vermietungen wie z.B. Sixt und Europcar, als auch Automobilhersteller bieten eigene 
Kurzzeitvermietmodelle, vor allem in Großstädten wie München, Hamburg und Berlin, an. 
Beispielhaft für diese neuen Formen ist das 2008 in Ulm gestartete Daimler Projekt 
„Car2Go“. Diese Varianten werden zum Teil stark kritisiert, da aufgrund der flexiblen 
Preisgestaltung inklusive der kilometerunabhängigen Tarife die für Carsharing typischen 
ökologischen Effekte angezweifelt werden.31  

Neue Carsharing-Modelle, wie z.B. die Projekte Car2Go (Daimler in Ulm, Hamburg und 
Berlin) und DriveNow (BMW in München, Berlin), bieten Konzepte für Kurzzeitmieten an, 
die sich in einigen Punkten von klassischen Formen des Carsharings unterscheiden:  

 Keine Vertragsbindung: Neue Anbieter, wie z.B. Car2Go, bieten Kunden flexible 
Tarife ohne feste Rahmenverträge mit fixen Monatsgebühren oder Jahresmitglied-
schaften. Die Nutzer zahlen lediglich einmalige Registrierungsgebühren.  

 Keine Stationsbindung: Im Gegensatz zu klassischen Formen des Carsharings müssen 
die Fahrzeuge nicht an fixen Carsharing-Stationen ausgeliehen und zurückgegeben wer-
den. Die Kunden können die Fahrzeuge innerhalb eines festgelegten Gebiets flexibel 
entleihen und zurückgeben. Die Ortung der jeweiligen Fahrzeuge kann mobil, oder von 
zu Hause über das Internet erfolgen. 

                                                 
31  Vgl. Wilke (2011), S. 112. 
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 Einweg-Möglichkeit: Die neuen Modelle bieten die Möglichkeit zu „One-Way-
Fahrten“, d. h. die Fahrzeuge können für Einzelstrecken genutzt und müssen nicht zur 
Ausleihstelle zurückgebracht werden.  

 Neue Bepreisungsmodelle: Der Preis der Einzelfahrten orientiert sich, ähnlich der 
klassischen Vermietung, nur an einer Komponente.32 So orientieren sich etwa die Preise 
von Car2Go lediglich an der Vermietungszeit. Zudem funktioniert Car2Go nur über das 
„Pay-As-You-Use-Prinzip“ mit spontanen „Open-End“ Buchungen. Somit entfällt die 
Möglichkeit der Vorausplanung der Fahrt über die Buchung fester Zeitkorridore. Die 
Fahrzeuge werden stattdessen spontan angemietet und minutengenau abgerechnet, ohne 
einen fixen Rückgabezeitpunkt. 

 Begrenzte Fahrzeugauswahl: Die Fahrzeugflotte besteht in der Regel aus einer sehr 
begrenzten Anzahl an Fahrzeugmodellen. So operiert beispielsweise Car2Go aus-
schließlich mit einer großen Smart-Flotte.  

3. Technologische Anforderungen und Nutzerakzeptanz von E-Carsharing 

Wesentliche Voraussetzungen für die langfristige Integration von Elektrofahrzeugen in 
Carsharing-Systeme sind die Feststellung der technischen Realisierbarkeit sowie die Ab-
wägung der potenziellen Nutzerakzeptanz. Im Folgenden werden daher zum einen techno-
logisch bedingte Anforderungen, Restriktionen und Risiken definiert und zum anderen 
abgewogen, inwieweit sich die Elektrofahrzeuge nutzerseitig sinnvoll in vorhandene Car-
sharing-Systeme einfügen lassen. 

3.1 Technologische Abwägung 

Die technologische Abwägung soll feststellen, inwieweit die Elektrofahrzeuge in der Lage 
sind, den speziellen Anforderungen des Carsharings zu entsprechen. Wichtigstes Kriterium 
für die Analyse ist die Nutzungstauglichkeit. Ziel ist es, die technischen Anforderungen von 
Carsharing festzustellen und potenzielle Risiken und Hürden zu identifizieren, um die Ein-
satzfähigkeit von Elektrofahrzeugen im Carsharing abzuwägen.   

3.1.1 Anforderungen an die Umsetzung 

Anforderungen an die öffentliche Ladeinfrastruktur  

Die Existenz einer flächendeckenden öffentlichen Ladeinfrastruktur ist ein wichtiges The-
ma für die Markteinführung von Elektrofahrzeugen. Bisher existieren allerdings nur wenige 
Ladestationen im öffentlichen Raum. Für ein stationsgebundenes Carsharing ist dies jedoch 
keine obligatorische Voraussetzung, da: 

                                                 
32  In diesem Fall die reine Zeitabrechnung. 
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 die Fahrzeuge an festen Stationen mit vorhandener Ladeinfrastruktur geladen werden. 
Ausgeliehene Fahrzeuge werden nach der Nutzung an ihren Standplatz zurückgebracht 
und können dort unmittelbar nach ihrer Nutzung an die Ladesäule angeschlossen wer-
den;  

 Kompatibilitätsprobleme durch fehlende Standards und Normen der Ladeinfrastruktur 
die Nutzbarkeit der öffentlichen Säulen stark einschränken. Fahrzeuge, die andere La-
deverfahren unterstützen als die jeweilige Säule, können hier nicht aufgeladen werden. 
Durch die Stationsbindung können jedoch zumindest innerhalb des Carsharing-Systems 
homogene Ladeprozesse und Kompatibilität gewährleistet werden; 

 öffentliche Ladesäulen nicht diskriminierungsfrei sind. Im Vorfeld der Aufladung ist i. 
d. R. der Abschluss eines Stromvertrages beim jeweiligen Ladesäulenbetreiber nötig. 
Der Abschluss von Rahmen-Stromverträgen für CSOs ist denkbar, impliziert jedoch 
Zusatzkosten und komplexe Handlungsabläufe bei der Nutzung; 

 die Nutzung der öffentlichen Ladestruktur Abrechnungsprobleme verursacht. Ange-
sichts langer Ladezeiten müsste immer im Einzelfall abgewogen werden, ob die 
Ladezeit von der Nutzungsdauer abgezogen werden muss, weil die Rücktour nicht ge-
währleistet werden konnte oder als Teil der Nutzungsdauer für private Erledigungen ge-
rechnet werden kann; 

 der Nutzen der Reichweitenverlängerung durch die Existenz von Ladesäulen im öffent-
lichen Raum fraglich ist. Angesichts der langen Ladezeiten, die nur eine geringe 
Reichweitenvergrößerung versprechen, kann vielmehr vermutet werden, dass der häufig 
kostenlose Parkplatz während des Ladens der Grund für die Nutzung der Säule ist.  

Anforderungen an die Ladeinfrastruktur der Carsharing-Stationen 

Ähnlich zu privat genutzten Elektrofahrzeugen benötigen auch die Carsharing-Stationen 
fest installierte Ladevorrichtungen. Als Bestandteil des Ausleihverfahrens werden die Fahr-
zeuge von den Kunden vor und nach jeder Ladung an die vorhandene Ladestation ab- bzw. 
wieder angeschlossen.  

Um eine hohe Verfügbarkeit und akzeptable Ladestände der Fahrzeuge zu gewährleisten, 
müssen die Carsharing-Stationen eine möglichst schnelle Aufladung der Fahrzeuge garan-
tieren. Die Installation von Ladevorrichtungen mit einer hohen Leistung von 22,2 kW wird 
daher vorausgesetzt. Die Ladezeit für eine 16 kWh Batterie ist somit in ca. einer Stunde 
möglich. Die Investitionskosten für halböffentliche Ladestationen liegen im Bereich von 
1.250 bis 3.250€.33 Aufgrund zeitintensiver Genehmigungsverfahren, Gutachten und Vor-
schriften für elektrische Installationen im öffentlichen bzw. halböffentlichen Raum sind die 
Kosten allerdings eher am oberen Ende der Spanne einzuordnen.  

                                                 
33  Vgl. Doll et al. (2011), S. 8f. 
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Anforderungen an die Fahrzeugtechnik 

Die Anforderungen an die Fahrzeugtechnik ergeben sich aus den Nutzungsroutinen der 
Kunden im Carsharing. Grundsätzlich im Vordergrund steht daher die Bedienbarkeit der 
Fahrzeuge, besonders im Hinblick auf den Beladungsvorgang, sowie die generelle Handha-
bung. Hierzu ist die Standardisierung der Ladestecker und Ladeverfahren zumindest inner-
halb der CSO sinnvoll. Zudem sollten die Fahrzeuge über geeignete Messinstrumente zur 
Feststellung der Restreichweite verfügen, um den Kunden die Nutzung zu erleichtern und 
Ausfälle durch leere Batterien zu vermeiden. 

Einen besonderen Stellenwert in Hinblick auf die technischen Anforderungen hat die Fahr-
zeugbatterie. Grundsätzlich ist die Integration von Elektrofahrzeugen mit kleinen Batterien 
in Form von kleinen Stadt-BEVs (Batterie Electric Vehicle) und PHEV (Plug-in hybrid 
Electric Vehicle) durchführbar. Diese sind zwar schnell entladen, können jedoch schnell 
wieder aufgeladen werden und geben so unter Umständen den Nutzern mehr Sicherheit als 
eine nur zu 30% geladene Großbatterie. Aus diesem Grund kann an dieser Stelle keine 
Mindestkapazität für Fahrzeugbatterien definiert werden.  

3.1.2 Restriktionen und Risiken 

Restriktionen und Risiken in Bezug auf die Infrastruktur 

Obwohl die Existenz einer flächendeckenden Infrastruktur keine obligatorische Vorausset-
zung für ein elektrisches Carsharing-System darstellt, ist sie dennoch eine Schwachstelle in 
Bezug auf die allgemeine Einsatzflexibilität der Elektrofahrzeuge. Zu erwähnen sind: 

 Die geringe Anzahl an öffentlichen Stromtankstellen in Deutschland. Bisher existieren 
ca. 940, mehrheitlich kleine oder private Ladestationen für Elektrofahrzeuge im Ver-
gleich zu rund 14.800 Otto- bzw. Dieselkraftstoff-Tankstellen.34  

 Die fehlende marktweite Standardisierung von Ladeverfahren und Steckverbindungen.  

 Die Abrechnungsproblematik für Großkunden. Bisher herrscht keine  Diskriminierungs-
freiheit an Ladesäulen, sodass mit jedem Ladesäulenbetreiber ein separater Rahmentarif 
ausgehandelt werden muss, um die Beladung zu ermöglichen.  

Restriktionen und Risiken in Bezug auf die Fahrzeugtechnik 

Die Batterie bleibt die größte Herausforderung bei der Betrachtung potenzieller Restriktio-
nen. Durch die limitierten Batteriekapazitäten kann nicht jede Fahrt im Carsharing gewähr-
leistet werden. Bei einem durchschnittlichem Verbrauch von 0,135 kWh/km für Kleinwa-

                                                 
34  Vgl. Stromtankstellen 21 (2011). 
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gen und 0,15 kWh/km in der Kompaktklasse und einer Sicherheitsreserve von 10% liegt die 
maximale Reichweite eines 16 kWh-Elektrofahrzeugs bei rund 107 km.35  

Hinzu kommt das Risiko für den Nutzer, ein nur teilweise geladenes Auto zu mieten, wenn 
das Fahrzeug zwischen den einzelnen Nutzungsvorgängen nicht vollständig aufgeladen 
wurde. Möglicher Lösungsansatz wäre die Sperrung von Fahrzeugen mit geringem Lade-
stand. Dies hätte allerdings eine deutlich verringerte Verfügbarkeit der Fahrzeuge zur Fol-
ge. 

Ein weiteres Risiko ist die Haltbarkeit der Fahrzeugbatterie. Bei Herstellungskosten von 
700 bis 1000 Euro/kWh ist die Fahrzeugbatterie für einen Großteil der Gesamtkosten der 
Fahrzeuge verantwortlich. Ein Batterieschaden bedeutet in vielen Fällen den wirtschaftli-
chen Totalschaden. Daher sind insbesondere Flottenbetreiber mit hohen Fahrzeugkilome-
tern und einer großen Anzahl von Ladezyklen auf eine lange Haltbarkeit der Fahrzeugbatte-
rien angewiesen. Die Kapazität der Batterien nimmt allerdings mit Häufigkeit der Ladezyk-
len stetig ab, sodass am Ende der Batterielebensdauer nur noch 80% der ursprünglichen 
Batteriekapazität zur Verfügung stehen.36 

Zusammenfassend ist die technische Integration der Elektrofahrzeuge bereits heute mög-
lich. Es existieren zwar noch große Herausforderungen in Bezug auf Standardisierungsver-
fahren, Infrastrukturaufbau und Batterietechnik, dennoch sind dies keine K.O.-Kriterien. 
Vielmehr sind CSOs durch geschlossene Systeme inklusive eigener Ladeinfrastruktur in der 
Lage, trotz divergierender Standards und Normen einen effizienten Betrieb der Fahrzeuge 
zu ermöglichen. 

3.2 Nutzerakzeptanz 

Im Rahmen der Nutzerakzeptanzabwägung soll festgestellt werden, inwieweit sich die 
Elektrofahrzeuge in Carsharing Systeme einfügen lassen und ob sich eventuelle Nachteile 
der Elektromobilität durch die Vorteile von Carsharing kompensieren lassen. 

3.2.1 Wert des eigenen Autos 

In einer Nutzerbefragung von Europcar zu den Einstellungen zum eigenen Auto empfinden 
77% der befragten Deutschen das eigene Auto als sehr teuer.37 Dennoch hat das Auto einen 
hohen Stellenwert, so geben 90% der Befragten an, gerne ein Auto zu besitzen, jedoch ist 
der Wert leicht rückläufig. Allerdings können sich nur 27% der Autobesitzer zwischen 35 
und 54 Jahren vorstellen, auf ihr Auto zu verzichten. Die Verzichtbereitschaft der jüngeren 
Bevölkerung ist mit 34% höher.38 Neuere Studien deuten zudem darauf hin, dass das Auto 

                                                 
35  Vgl. ADAC (2011a), S. 10ff; Baum et al. (2011), S. 10. 
36  Vgl. BCG (2010), S. 4.  
37  Vgl. Europcar (2010), S. 24ff. 
38  Vgl. Ebd. S. 27. 
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als Statussymbol vor allem für die Jugend an Anziehungskraft verliert.39 So wird festge-
stellt, dass die Jugend zwar mobiler ist, jedoch ihre Mobilität weniger durch das eigene 
Auto gestaltet, sondern mehr auf Alternativen, wie z. B. öffentliche Verkehrsmittel zurück-
greift. Zudem sinkt vor allem bei der jüngeren Bevölkerung der Anteil eigener Autos.40 

3.2.2 Erwartungen und Zahlungsbereitschaft für Elektromobilität 

Elektrofahrzeuge werden grundsätzlich positiv beurteilt. Besonders die geringen Fahrgeräu-
sche, der Fahrspaß und die Sicherheit beim Fahren und Laden werden von den Nutzern 
positiv bewertet.41 Diese Erkenntnisse spiegeln sich in diversen Studien wider.42 So stehen 
insgesamt 88% der Neuwagenkäufer einer ADAC-Studie zufolge Elektrofahrzeugen positiv 
gegenüber.43 Ein Elektroauto kaufen würden 74% der Befragten, lediglich 6% schließen 
dies kategorisch aus.44 

Allerdings existiert eine deutliche Diskrepanz zwischen Nutzer-Erwartungshaltung und 
Leistungspotenzial der Elektromobilität. So wären lediglich 10% der Befragten mit einer 
Reichweite von bis zu 100 km zufrieden. Rund 68% wünschen sich dagegen eine Reich-
weite von über 300 km.45 In der Praxis liegen heutige Reichweiten der meisten Fahrzeuge 
jedoch deutlich unterhalb von 200 km.46  

Zudem ist die Preisbereitschaft potenzieller Käufer gering. Lediglich rund 40% der Befrag-
ten geben an, dass sie für ein Elektroauto mehr bezahlen würden.47 Ein Mehrpreis von über 
3000 Euro ist für 72% inakzeptabel und lediglich 8% der Befragten würden mehr als 5000 
Euro Mehrkosten akzeptieren.48  

3.2.3 Nutzerfreundlichkeit von Carsharing mit Elektrofahrzeugen 

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Elektrofahrzeuge mit ihrem heutigen Leistungspo-
tenzial nur sehr bedingt in der Lage sind, den hohen Erwartungen an die Fahrzeuge als 
multifunktionale Alleskönner zu entsprechen. Die wesentlichen Hürden sind der deutliche 
Mehrpreis, die begrenzte Reichweite und lange Ladezeiten.  

Die Kombination der technischen Innovation Elektromobilität mit der Mobilitätsalternative 
Carsharing hat jedoch das Potenzial, wesentliche Einschränkungen der Elektromobilität 
ausgleichen zu können. Die Investitionskosten stehen einer hohen Auslastungseffizienz im 
                                                 
39  Vgl. Fraunhofer IAO (2010), S. 51f. 
40  Vgl. Ebd. 
41  Vgl. Wolter et al. (2011), S. 17. 
42  Vgl. Europcar (2010); ADAC (2009); Fraunhofer IAO (2010), S. 10ff. 
43 Vgl. ADAC (2009), S. 5, S. 37; n=4146, mehrheitliche männlich (91,7%), ausgewogene Altersstruktur, hohes 

Bildungsniveau (37,8% habe ein abgeschlossenes Studium). 
44  Vgl. ADAC (2009), S. 38. 
45  Vgl. Ebd. S. 27. 
46  Vgl. ADAC (2011a), S. 2. 
47  Vgl. ADAC (2009), S. 31. 
48  Vgl. Ebd. S. 32. 
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Carsharing gegenüber, lange Ladezeiten werden durch eine flexible Fahrzeugwahl kompen-
siert und die Reichweitenproblematik wird durch die Kombination verschiedener Fahr-
zeugklassen gelöst.  

Die Kombination von Carsharing und Elektromobilität hat aus Nutzersicht mehrere Vortei-
le:  

 Zum Einen besteht die Möglichkeit, die elektrischen Fahrzeuge günstig zu testen und 
wichtige Nutzungserfahrungen mit der neuen Technik zu sammeln, ohne dass das Auto 
gekauft werden muss. Insofern ist E-Carsharing auch ein wichtiger Botschafter für die 
Funktions- und Einsatzfähigkeit sowie die Akzeptanz der Elektroautos.  

 Zum Anderen erweitert Carsharing den potenziellen Nutzerkreis für Elektromobilität. 
Die Erstnutzer für Elektrofahrzeuge sind in hohem Maße Zweitwagenbesitzer mit fes-
tem Stellplatz aus Gemeinden mit weniger als 100.000 Einwohnern.49 Ein fester Stell-
platz mit Stromanschlussmöglichkeit ist in urbanen Regionen jedoch häufig nicht vor-
handen. Gerade hier bietet E-Carsharing, als vorrangig urbanes Konzept, die Möglich-
keit, die individuelle Mobilität mit dem Elektroauto zu ermöglichen. 

 Des Weiteren kann die Kombination von Carsharing und Elektromobilität zu einem 
Umdenken der Mobilitätsgestaltung selbst führen. E-Carsharing bietet die Möglichkeit, 
die eigene Mobilität flexibel, kostengünstig und umweltfreundlich zu gestalten. Die lo-
kale Emissionsfreiheit der Elektrofahrzeuge ermöglicht dabei die Bewältigung von We-
gen, abseits von Fuß- oder Fahrradverkehr, ohne unmittelbaren Schadstoffausstoß. Wird 
das Auto ferner durch Strom aus regenerativen Quellen gespeist, ist sogar eine nahezu 
CO2-freie Fortbewegung möglich. 

Der Umweltaspekt ist schon seit den Anfängen der ersten Carsharing-Organisationen ein 
wichtiger Bestandteil von Carsharing-Konzepten. Neben den finanziellen Aspekten der 
eigentumslosen Fahrzeugnutzung, sind ökologische Beweggründe der zweitwichtigste 
Faktor für die Nutzung von Carsharing.50 Durch die Kombination mit Elektrofahrzeugen 
kann das ohnehin umweltfreundliche Mobilitätskonzept weiter gestärkt werden und be-
kommt für die ökologisch bewusste Zielkundschaft eine höhere Attraktivität.  

4. Betriebswirtschaftliche Bewertung 

Die Bewertung befasst sich mit der Frage, inwieweit eine wirtschaftlich sinnvolle Integrati-
on von Elektrofahrzeugen in bestehende Carsharing-Systeme gelingen kann.  

 Als Erstes werden die Rahmenbedingungen als Grundlage für die Wirtschaftlichkeits-
berechnung definiert.  

                                                 
49  Vgl. Biere et al. (2009), S. 176f. 
50  Vgl. Heafeli et al. (2006), S. 27. 
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 Anschließend erfolgt mittels eines Vollkostenvergleichs eine wirtschaftliche Betrach-
tung der Kostenunterschiede von Elektro- und Referenzfahrzeugen zum Basisjahr 2010.  

 Um mögliche Veränderungen der Wirtschaftsbedingungen in den Jahren 2015 und 2020 
abzubilden, werden im Anschluss vier Zukunftsszenarien entwickelt. Ausgehend vom 
Basisjahr dienen Prognosen zur Entwicklung des Öl- und Batteriepreises sowie Subven-
tionen als bestimmende Variablen der Szenarien. 

 Um den möglichen Einsatzrahmen der Elektrofahrzeuge einzugrenzen, werden die 
Break-Even-Fahrleistungen anschließend mit durchschnittlichen Fahrleistungen im Car-
sharing verglichen und im Rahmen einer abschließenden Bewertung abgewogen. 

4.1 Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Betriebswirtschaftlich interessant ist das Geschäftsmodell mit Elektrofahrzeugen trotz der 
hohen Anschaffungskosten aufgrund der geringeren Betriebskosten. Grundsätzliche An-
nahme ist, dass die hohen Investitionskosten der Elektrofahrzeuge durch die geringen Be-
triebs- und Wartungskosten bei hohen jährlichen Laufleistungen kompensiert werden, ohne 
das die Tarife pro Ausleihe erhöht werden müssen. Unter Einbezug aktueller Preise (Basis-
jahr 2010) und realistischer Annahmen für mögliche mittelfristige Zukunftsszenarien wird 
die jährliche kritische (Break-Even-) Fahrleistung für Elektrofahrzeuge im Carsharing be-
rechnet. Wenn die jährliche durchschnittliche Fahrleistung im Carsharing diese errechnete 
Break-Even-Fahrleistung erreicht oder überschreitet, dann lohnt sich der Einsatz von E-
Fahrzeugen für die CSOs. Die Berechnung der Break-Even-Fahrleistung erfolgt vereinfacht 
durch folgende Formel:51 
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Zur Überprüfung der Wirtschaftlichkeit wird in der Berechnung davon ausgegangen, dass 
die Referenzfahrzeuge positive Gewinne erwirtschaften. Ausgangspunkt für die Wirtschaft-
lichkeitsprüfung ist daher ein Kostenvergleich von Elektro- und Referenzfahrzeugen. Die 
Integration von Elektrofahrzeugen in die Carsharingflotten ist sinnvoll, sobald die Gesamt-
kosten der Elektrofahrzeuge kleiner sind als die der Referenzfahrzeuge.  

Die wirtschaftliche Bewertung erfolgt anhand einer Vergleichsrechnung zwischen konven-
tionellen Referenzfahrzeugen und elektrischen Modellen. Die Kosten werden im Rahmen 
eines „virtuellen Umbaus“52 der Referenzmodelle auf die elektrischen Äquivalente vergli-
chen. Im Vergleichsmodell werden vier, für das Carsharing interessante, elektrische Fahr-
zeugkonzepte näher untersucht:  

                                                 
51  Vgl. Baum et al. (2011), S. 25. Vgl. auch S. 87.  
52  Vgl. Baum et al. (2011), S. 7; Biere et al. (2009), S. 174f; Wietschel / Bünger (2010), S. 92. 
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 Ein BEV (Batterie Electric Vehicle) auf Kleinwagenbasis mit einer Batterieleistung von 
10 kWh für kurze innerstädtische Strecken bis zu ca. 60 km.  

 Ein BEV auf Kleinwagenbasis (City-BEV) mit einer Batterieleistung von 16 kWh, das 
im Kurzstreckenbereich bis ca. 100 km eingesetzt werden kann.53 

 Ein BEV der Kompaktklasse mit 24 kWh für mehrmalige Nutzung ohne Aufladung 
oder einen Mittelstreckenbereich von bis zu 140 km. 

 Ein PHEV (Plug-in hybrid Electric Vehicle) aus der Kompaktklasse mit einer Batterie-
kapazität von 5 kWh, das im Kurzstreckenbereich (ca. 30 km) rein elektrisch fahren 
kann, jedoch unter Zuhilfenahme des konventionellen Motors auch lange Fahrtstrecken 
ermöglicht.54 

Als konventionelle Referenzfahrzeuge wurden Fahrzeuge gewählt, die vor allem in ihren 
Einsatzzwecken im Carsharing den virtuellen Elektro- bzw. Hybridfahrzeugen in weiten 
Teilen entsprechen. Als Referenzfahrzeug für die BEV mit 10 und 16 kWh dient ein 
Kleinwagen auf Basis des Smarts fortwo für Kurzstrecken mit Verbrauchswerten von 4,45 
Liter pro 100 km. Als Referenz für den BEV mit 24 kWh und den PHEV dient ein Fahr-
zeug aus der Kompaktklasse mit durchschnittlichem Verbrauch von 6,5 Litern pro 100 
Kilometer, auf Basis des Golf IV. Weitere technische Daten sind in Tabelle 1 dargestellt:  

Tabelle 1: Technische Daten der Referenzfahrzeuge nach Fahrzeugklassen 

Fahrzeug Einheit Klein- bzw. Kleinstwagen 
(z.B. Smart fortwo) 

Kompaktklasse 
(z.B. VW Golf IV) 

Anschaffungskosten [€] 9.999 19.560 
Hubraum [ccm³]  698 1390 
Kraftstoffverbrauch [l/100km] 4,45 6,5 

Quelle: Eigene Darstellung nach Wietschel / Bünger (2010), S. 90f. 

4.2 Vergleich der Total Cost of Ownership 

Die Kostenunterschiede von Elektrofahrzeugen und konventionellen Fahrzeugen werden 
auf Basis eines Total Cost of Ownership (TCO)-Vergleichs bestimmt. Die TCO beschrei-
ben die Gesamtkosten der Fahrzeughaltung. Dabei werden nicht nur die Anschaffungskos-
ten und der Wertverlust berücksichtigt, sondern auch die über den Zeitraum der Nutzung 
anfallenden Betriebs- und Verwaltungskosten. Die Gesamtkosten der Fahrzeughaltung für 
CSOs lassen sich wie folgt darstellen: 

  

                                                 
53  Vergleichbar mit Smartd ED, Peugeot iOn, Citroen C-Zero, Mitsubishi i-MiEV, vgl. hierzu auch ADAC 

(2011a), S. 13ff. 
54  Vgl. ADAC (2011c), S. 15; Vergleichbar mit Toyota Prius Plug-In Hybrid. 
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Abbildung 4:  Gesamtkosten der Fahrzeughaltung für Flottenbetreiber (TCO) 

Gesamtkosten (TCO)  =   Fahrzeugkosten + Betriebskosten 

     Investitons‐ bzw. 
Anschaffungskosten 
 Wertverlust 

 Verbrauchskosten 
 Wartung & Instandhaltung 
 Steuern  
 Versicherung 
 Verwaltungskosten 

Quelle: Eigene Darstellung bzw. Dekra (2008), S. 10.  

Fahrzeugkosten 

Die Mehrkosten für die Elektrofahrzeuge ergeben sich im verwendeten Modell aus den 
Kostenunterschieden der verbauten Komponenten. Obwohl bei den Elektrofahrzeugen 
aufgrund der simplen Bauweise des Antriebs auf einige Teile verzichtet werden kann, lie-
gen die Investitionskosten dennoch deutlich oberhalb der Kosten von konventionellen 
Fahrzeugen (Tabelle 2).  

Die Fahrzeugbatterie ist mit Abstand der größte Einzelposten. Die OEM-
Herstellungskosten für Lithium Ionen Batterien liegen derzeit bei ca. 700 € bis ca 1000€ 
pro kWh.55 Für die CSOs als Endkunden muss zusätzlich ein Herstelleraufschlag für Mar-
ge, Garantie, Marketing und Vertrieb von ca. 40% abzüglich eines Mengenrabatts für ge-
werbliche Großkunden berücksichtigt werden.56 Der Mengenrabatt beim Fahrzeug- bzw. 
Teileeinkauf wird allerdings nur in begrenztem Maße realisiert werden können, da die 
CSOs deutschlandweit mit einem Bestand von 5.000 Fahrzeugen und einem inhomogenen 
Anbietermarkt eine nur eingeschränkte Nachfragekapazität besitzen.57 In der Berechnung 
wird von einem moderaten Flottenrabatt von 10% für die Fahrzeugkomponenten ausgegan-
gen. Dies bedeutet für eine 16 kWh Fahrzeugbatterie eines BEV einen Gesamtpreis von 
12.096€.  

Allerdings lassen sich auch Einsparungseffekte für die BEVs realisieren. Aufgrund der 
einfachen Bauweise des elektrischen Antriebs kann auf verschiedene Komponenten ver-
zichtet werden. Kosten für Motor und Kupplung, Treibstofftank und Starter fallen nicht an. 
Vor allem aufgrund der im Modell integrierten Batterie- und Infrastrukturkosten sind die 
Mehrkosten für diesen BEV mit 13.014€ dennoch hoch.  

Auch bei dem PHEV haben die Batteriekosten mit ca. 3.780€ einen großen Anteil an den 
Gesamtkosten. Einsparungspotenzial besteht dagegen aufgrund des dualen Systems von 
Verbrennungsmotor und Elektromotor nur begrenzt. Durch das Hybridkonzept kann der 
                                                 
55 Vgl. Baum et al. (2011), S. 6; BCG (2010), S. 8; Biere et al. (2009), S. 85; Wietschel / Bünger (2010), S. 9; 

Doll et al. (2011), S. 15. 
56 Vgl. BCG (2010), S. 6. 
57  siehe hierzu auch Kapitel 2.1.3. 
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Motor kleiner dimensioniert werden, ebenso ist der konventionelle Starter überflüssig. 
Insgesamt fallen Mehrkosten in Höhe von 7.482€ an.  

Die Kosten für die Ladeinfrastruktur beinhalten Investitionen für die Erhöhung der Sicher-
heit und der Ladekapazität, sowie Aufwendungen für Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren und Installation. Die Schätzung der Kosten für die Ladeinfrastruktur liegt mit 3.500€ im 
Bereich der Aufwendungen für die Errichtung einer halb öffentlichen Ladestation mit einer 
Leistung von 22,2 kW.58 An den Ladesäulen können i.d.R. zwei Fahrzeuge pro Station 
geladen werden. Die Investitionskosten pro Fahrzeug betragen inklusive Flottenrabatt somit 
1.575€. Weitere Kostenbestandteile sind in Tabelle 2 dargestellt:  

Tabelle 2: Investitionskosten nach Fahrzeugtypen im Jahr 2010 

 Einheit Kleinwagen Kompakt 
Fahrzeug 

Fahrzeugtyp   BEV 
[10kWh] 

BEV 
[16kWh]

BEV 
[24kWh] 

PHEV 
[5kWh] 

Basismotor mit Kupplung [€] -1.458 -1.458 -1.620 -2.495 
Kraftstofftank [€] -135 -135 -150 - 
Konventioneller Starter [€] -324 -324 -360 -324 
Motor für Hybridbetrieb [€] - - - 1.333 
Hybrid Antriebsstrang [€] - - - 1.623 
Elektromotor inkl. Steuerung [€] 1.260 1.260 2.405 1.989 
Batteriegröße [kWh] 10 16 24 5 
Batteriekosten [€] 7.560 12.096 18.144 3.780 
Infrastruktur 
Ladestation und Ladekabel [€] 1.575 1.575 1.575 1.575 

∆Investitionskosten [€] 8.478 13.014 19.994 7.482 

Quelle:  Eigene Berechnungen auf  Basis von Baum et al. (2011), S. 7; Kley et al. (2009), 
 S. 7; Wietschel / Bünger (2010), S. 90f.  

Betriebskosten 

Die berücksichtigten Einflussfaktoren für die Betriebskosten der betrachteten Fahrzeugkon-
zepte sind:  

 Treibstoff- bzw. Stromkosten (Verbrauchskosten),  
 Kosten für Wartung und Instandhaltung sowie  
 Steuerkosten.  

Die Kosten für Versicherung und Verwaltung werden als vergleichbar zu den Kosten der 
Referenzfahrzeuge angesehen und daher im Berechnungsmodell nicht gesondert berück-

                                                 
58  Vgl. Kley et al. (2009), S. 7. 
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sichtigt.59 Die Verbrauchskosten der konventionellen Fahrzeuge in der Ausgangsrechnung 
werden anhand durchschnittlicher Benzinpreise (Super-Benzin) für das Jahr 2010 berech-
net.60 Aufgrund des geringen Strombedarfs für die Ladung der Fahrzeugbatterien sind keine 
Sondertarife für die CSOs zu erwarten. Der Stromtarif orientiert sich daher am Tarif für 
private Haushalte und beträgt 0,22€ pro kWh.61  

Die Kleinwagen-BEVs besitzen nur eine geringe Reichweite und werden daher vorrangig 
im Kurzstrecken- bzw. Stadtverkehr eingesetzt. Dadurch, und durch die Annahme eines 
geringeren Fahrzeuggewichts, wird der durchschnittliche Stromverbrauch der BEVs mit 10 
bzw. 16 kWh mit 0,135 kWh/km berechnet.62 Aufgrund des höheren Fahrzeuggewichts und 
eines außerstädtischen Anteils wird für das BEV mit 24kWh-Kapazität ein Verbrauch von 
0,15 kWh/km angenommen. Der Verbrauch des PHEV orientiert sich trotz Motor-
Downsizing aufgrund des hohen Fahrzeuggewichts an den Werten der Kompaktklasse-
BEV zuzüglich des Kraftstoffverbrauchs des Verbrennungsmotors (=ICE: Internal 
Combustion Engine). Für die Berechnung wird ein Durchschnittsverbrauch pro 100 Kilo-
meter von 3,4 Liter und 5 kWh angenommen.63 Die Verbrauchskennzahlen der Fahrzeuge 
sind in Tabelle 3 festgehalten: 

Tabelle 3: Verbrauchskosten nach Fahrzeugtypen im Jahr 2010 

  Kleinwagen Kompaktklasse 

Fahrzeugtyp Einheit ICE 
BEV           

[10/16 kWh] ICE 
BEV       

[24 kWh] 
PHEV    

[5 kWh] 
Kraftstoffpreis [€/l] 1,41 - 1,41 - 1,41 
Kraftstoffverbrauch [l/100 km] 4,45 - 6,5 - 3,4 
Kraftstoffkosten [€/km] 0,0627 - 0,0917 - 0,0479 
Strompreis  [€/kWh] - 0,22 - 0,22 0,22 
Stromverbrauch [kWh/km] - 0,135 - 0,15 0,15 
Stromkosten [€/km] - 0,0297 - 0,033 0,033 

Verbrauchskosten  [€/km] 0,0627 0,0297 0,0917 0,033 0,0589 

Verbrauchskosten-
ersparnis  [€/km] - 0,033 - 0,0587 0,0327 

Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis ADAC (2011b), ADAC (2011c), Wietschel / 
Bünger (2010), S. 90 ff. 

                                                 
59  Vgl. hierzu auch ADAC (2011c), S. 9.  
60  Vgl. ADAC (2011b). 
61  Vgl. DIW (2011), S. 1. 
62  Vgl. ADAC (2011c), S. 3; DAT (2011), S. 67. 
63  Vgl. ADAC (2011c), S. 10. Als Referenz für die Verbrauchswerte dient der Toyota Plug-In Hybrid. 
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Für die Wartungs- und Instandhaltungskosten der BEV und PHEV fehlen langfristige Er-
fahrungswerte. Allerdings ist zu erwarten, dass die vergleichsweise einfache und ver-
schleißarme Bauweise zu längeren Wartungsintervallen und einer Reduzierung der War-
tungskosten führt.64 Des Weiteren entfällt für die BEV die obligatorische Abgas-
untersuchung. Die Wartungskosten werden mit einem pauschalen Kostenansatz von 0,05€ 
pro Kilometer angesetzt.65 Die Wartungskosten für den PHEV liegen aufgrund eines Mo-
tor-Downsizings im Bereich der Kosten des kleinen ICE. Eine volle Auflistung der Kosten 
für Wartung und Instandhaltung ist in Tabelle 4 erfasst: 

Tabelle 4: Wartungs- und Instandhaltungskosten nach Fahrzeugtypen im Jahr 2010 

    Kleinwagen Kompaktklasse 

Fahrzeugtyp 
Einheit ICE 

BEV    
[10/16 kWh] ICE 

BEV   
[24 kWh] 

PHEV   
[5 kWh] 

Ölwechsel u. Ölfilter [€/km] 0,0077 - 0,009 - 0,009 

Luftfilter [€/km] 0,0013 - 0,0013 - 0,0013 

Zündkerzen [€/km] 0,0026 - 0,0026 - 0,0026 

Wartungskosten E-Fhzg. [€/km] - 0,0064 - 0,0064 - 

Wechsel Bremsflüssigkeit [€/km] 0,0013 0,0013 0,0026 0,0013 0,0026 

Wechsel Bremsbeläge [€/km] 0,0051 0,0051 0,0077 0,0051 0,0077 

Reifen inkl. Montage [€/km] 0,0064 0,0064 0,0129 0,0064 0,0129 
Wartungs- & Instandhaltungs-
kosten [€/km] 0,0244 0,0193 0,036 0,0193 0,036 

Wartungs- & Instandhaltungs-
ersparnisse [€/km] - 0,0051 - 0,0167 0 

Quelle:  Eigene Berechnung bzw. Wietschel / Bünger (2010), S. 90ff; Baum et al. 
 (2011), S. 9.  

Seit dem 01.07.2009 richtet sich die Besteuerung von Kraftfahrzeugen für Neuzulassungen 
in Deutschland nach Hubraum und CO2-Ausstoß der Fahrzeuge.66 Für Benzin-Pkw fallen 2 
Euro pro 100cm³ Hubraum an. Zusätzlich beträgt die CO2-Komponente 2 Euro pro g/km ab 
einem Grenzwert von 120 g/km (Jahr 2010), der sich bis zum Jahr 2014 schrittweise auf 95 
g/km reduziert. Somit ergeben sich durchschnittliche jährliche Steuerkosten des MIV der 
Kleinwagenklasse von 21 Euro. Für den ICE der Kompaktklasse fallen aufgrund der größe-
ren CO2-Belastung durchschnittlich Steuern in Höhe von 101€ pro Jahr an. BEVs sind fünf 
Jahre lang von der Kfz-Steuer befreit, anschließend dient das Gesamtgewicht als Maß zur 
Ermittlung der Abgabe. Die Steuer beträgt ab dem sechstem Jahr 45€ für Kleinwagen und 

                                                 
64  Vgl. Biere et al.(2009), S. 175; Baum et al. (2011), S. 9. 
65  Vgl. Baum et al. (2011), S. 9f. 
66  Vgl. Bundesregierung (2009). 
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56€ pro Jahr für BEVs der Kompaktklasse. Bezogen auf die Fahrzeuglebensdauer (Annah-
me: 12 Jahre) belaufen sich die Kosten unter Annahme eines Gesamtgewichts von 1500 
bzw. 2000kg auf durchschnittlich 26 bzw. 33€ pro Jahr. Weitere Kosten für Kfz-Steuern 
sind in Tabelle 5 aufgelistet:  

Tabelle 5: Ermittlung der Steuerabgaben pro Fahrzeug und Jahr, Basis 2010 

  Einheit Kleinwagen Kompaktklasse 

Fahrzeug   ICE BEV ICE BEV PHEV 
Steuervariablen: 

Hubraum [ccm³] 698 - 1390 - 1800 
CO2 Ausstoß [g/km] 105 - 139 - 60 
Gesamtgewicht [kg] - 1500 - 2000 - 

Ø. Jährl. Steuer  [€] 21 26 101 33 36 

Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis ADAC (2011a), S10 ff, Bundesregierung (2009), 
 Biere et al. (2009), S. 175. 

4.3 Wirtschaftlichkeit und Auslastung 

Ermittlung der Break-Even-Werte 

Die Einzelkostenkomponenten fließen in die Berechnung der Break-Even-Fahrleistung ein. 
Diese gibt an, ab welcher jährlichen Kilometerleistung der Betrieb eines Elektrofahrzeugs 
für eine CSO wirtschaftlich rentabel ist. Hierzu werden die Anschaffungsmehrkosten ab-
züglich der jährlichen Steuerersparnis durch die Betriebskostenunterschiede dividiert: 67  
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Zur Berechnung der Finanzierungskosten wird ein Ratenkredit mit einem Zinssatz (r) von 
8% über die gesamte Laufzeit (t) von 12 Jahren angenommen. Um die durchschnittlichen 
jährlichen Kosten zu bestimmen, wird eine Annuitätsrate von 13% ermittelt.68  
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Die Abschreibungsmethodik hat einen großen Einfluss auf die potenzielle Rentabilität der 
Fahrzeuge. In der Praxis werden die Autos im Carsharing nach ca. 4-5 Jahren mit einem 

                                                 
67  Vgl. Baum et al. (2011), S. 3. 
68  Vgl. Baum / Westerkamp (2009), S. 58; Baum et al. (2011), S. 3.  
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Restwert weiterverkauft.69 Im vorliegenden Fall hätte diese Praxis allerdings negative Aus-
wirkungen, da sich die Fahrzeuge aufgrund der hohen Anschaffungskosten über lange 
Laufzeiten und hohe Fahrleistungen rentieren. Für die Berechnung wird daher angenom-
men, dass die CSOs aufgrund der veränderten Wirtschaftlichkeitsbedingungen ihre Autos 
über die gesamte Fahrzeuglebensdauer von 12 Jahren nutzen. 

Für das Ausgangszenario einer kurzfristigen Eingliederung der BEVs in die bestehenden 
Carsharingstrukturen werden Break-Even-Werte zwischen 28.718 km  (BEV mit 10 kWh) 
und 44.116 km (BEV mit 16 kWh) pro Jahr ermittelt. Etwas unterhalb der kritischen Fahr-
leistungen der BEVs liegt der PHEV mit einer Mindestfahrleistung von 27.747 km/Jahr.  

Tabelle 6:  Ermittlung der Break-Even-Fahrleistungen nach Fahrzeugtypen im 
Jahr 2010 

 Einheit Kleinwagen Kompaktklasse 

 Fahrzeugtypen  
BEV      

[10 kWh] 
BEV      

[16 kWh] 
BEV      

[24 kWh] 
PHEV    

[5 kWh] 

∆Investitionskosten  [€] 8.478 13.014 19.994 7.482 

∆Betriebskosten:  
Kfz-Steuerersparnis  [€/Jahr] 6 6 68 65 

Verbrauchskostenersparnis  [€/km] 0,03304 0,03304 0,0586 0,0327 
Wartungs- & Instandhal-
tungsersparnisse [€/km] 0,0051 0,0051 0,0167 0 

Break-Even-Fahrleistung [km] 28.718 44.160 33.585 27.747 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Um zu überprüfen, ob die ermittelten Break-Even-Fahrleistungen im Carsharing erreicht 
werden können, werden die gewonnen Daten mit durchschnittlichen Fahrleistungen im 
Carsharing verglichen. Durch die höhere Auslastung der Fahrzeuge kann eine höhere 
durchschnittliche jährliche Fahrleistung erzielt werden als bei Privatwagen. Diese variiert 
allerdings stark, je nach Größe der CSO und des betrachteten Marktes.70 In der Literatur 
finden sich Durchschnittswerte von ca. 14.000 km bis ca. 27.000 km.71  

Um eine realistische Grenze abbilden zu können, wird der Durchschnittswert von den 
durchschnittlichen Fahrleistungen von Privatfahrzeugen abgeleitet. Hierzu wird die Durch-
schnittsfahrleistung pro Fahrzeug in Deutschland mit 14.300 km/Jahr als Ausgangswert 

                                                 
69  Vgl. Doll et al. (2011), S. 15. 
70  Vgl. Doll et al. (2011), S. 26f.  
71 Vgl. Loose (2010), S. 34; Doll et al. (2011), S. 27. 
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verwendet.72 Die durchschnittlichen Fahrleistungen im Carsharing werden im Modell in 
einer vorsichtigen Schätzung um 40% oberhalb der jährlichen Fahrleistungen von Privat-
fahrzeugen angesetzt.73  

Um die technischen Beschränkungen der BEVs zu berücksichtigen, wird davon ausgegan-
gen, dass ca. 20% der Fahrleistungen der konventionellen Carsharing-Fahrzeuge durch die 
BEVs nicht erbracht werden können. Die entsprechende durchschnittliche Fahrleistung im 
Carsharing wird mit 14.300*1,2 = 17.160 km für BEVs berechnet, was einer Fahrleistung 
von ca. 47 km pro Tag entspricht. Die PHEVs unterliegen aufgrund des dualen Antriebs-
systems keiner Reichweitenbeschränkung. Hier liegt der angenommene jährliche Durch-
schnittswert der PHEV bei 14.300*1,4 = 20.020 km/Jahr.  

Eine wirtschaftlich sinnvolle Integration von Elektrofahrzeugen kann nur stattfinden, wenn 
die Break-Even-Werte der E-Fahrzeuge unterhalb der durchschnittlichen Fahrleistungen im 
Carsharing liegen. Unter den Bedingungen von 2010 können jedoch die kritischen Fahrleis-
tungen nicht erreicht werden, sodass unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten die Anschaf-
fung von Elektrofahrzeugen zumindest kurzfristig nicht rentabel ist (Abb. 5).  

Vor allem die Anschaffung der BEVs mit großen Batterien (16 und 24 kWh) ist aufgrund 
der hohen Investitionsmehrkosten nicht sinnvoll. Im Modell haben die PHEVs die günstigs-
ten Voraussetzungen mit einer ermittelten jährlichen Break-Even-Fahrleistung von rund 
27.750 km. Allerdings liegen selbst diese deutlich oberhalb der errechneten Durchschnitts-
fahrleistung im Carsharing von 20.020 km. 

Abbildung 5:  Break-Even-Fahrleistungen nach Fahrzeugarten zum Basisjahr 2010 

 
Quelle: Eigene Berechnung. 

                                                 
72  Vgl. BMVBS (2009), S. 164. 
73  Vgl. Heafeli et al. (2006), S. XXI. 
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Insgesamt ist zu berücksichtigen, dass eine betriebswirtschaftlich sinnvolle Integration auch 
durch Anhebung der Tarife für die Elektrofahrzeuge im Carsharing erreicht werden kann. 
Vor dem Hintergrund der hohen Preissensibilität der Kunden (Kapitel 4.3.2.) und des zu 
erwartenden deutlichen Nachfragerückgangs wird diese Möglichkeit hier nicht betrachtet. 

4.4 Modellierung der Zukunftsszenarien 

Ob und inwiefern eine wirtschaftlich sinnvolle Integration von Elektrofahrzeugen in beste-
hende Carsharing Systeme mittelfristig wirtschaftlich ist, wird im Wesentlichen von drei 
Faktoren beeinflusst:  

 Preisentwicklung für Energiespeicher 
 Benzinpreisentwicklung 
 Potenzielle Subventionen für Elektrofahrzeuge 

Preisentwicklung für Energiespeicher 

Im Modell werden Herstellungskosten für Lithium Ionen Batterien von 700€ pro kWh ver-
anschlagt. Abhängig von realisierbaren Lern- und Skaleneffekten sind Preisreduktionen 
zwischen 6% und 10% pro Jahr möglich.74 Preisentwicklungen der Energiespeicher zu den 
Zeitpunkten 2015 und 2020 sind in Tabelle 7 dargestellt: 

Tabelle 7: Batteriekosten in Abhängigkeit der jährl. Kostenreduktion 

Preisreduktion p. a. Einheit 2010 2015 2020 

6% [€/kWh] 700,00 513,73 377,03 
8% [€/kWh] 700,00 461,36 304,07 
10% [€/kWh] 700,00 413,34 244,07 

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis Baum et al. (2011), S. 6. OEM-Preise. 

Benzinpreisentwicklung 

Die Entwicklung der Benzinpreise ist stark an die Entwicklung des Rohölpreises gekop-
pelt.75 Da dieser jedoch im hohen Maße von Dollarkurs, Nachfragesituation und Spekulati-
on beeinflusst wird, lässt sich auch der Benzinpreis nur unsicher prognostizieren. Im Jahr 
2010 lag der durchschnittliche Rohölpreis bei 80 US Dollar pro Barrel (64€/Barrel).76 Im 
Jahr 2020 sind Maximalwerte von bis zu 130 Dollar je Barrel möglich.77 Die Prognosen des 
Benzinpreises orientieren sich an Rohölpreisprognosen für die Zeitpunkte 2015 und 2020.78 
Die Benzinpreise beinhalten einen Ökosteuer-Anteil von 10,1% und einen Anteil von 
                                                 
74  Vgl. Baum et al. (2011), S. 9. 
75  Vgl. McKinsey (2011), S. 58. 
76  Vgl. Tecson (2011), 1 US$= 0,8 €. 
77  Vgl. IEA (2009), S. 64f. 
78  Vgl. Ebd. 
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49,2% für Mehrwertsteuer, Energiesteuer und den Beitrag für den Erdölbevorratungsver-
band (EBV).79 Die möglichen Entwicklungen für die Rohöl- und Benzinpreise sind in Ta-
belle 8 dargestellt: 

Tabelle 8: Rohöl- und Benzinpreisentwicklung für die Jahre 2010, 2015 und 2020 

 Einheit 2010 Preissteigerung 2015 2020 

Rohölpreis [$/Barrel] 80 
Gering 88 98 
Moderat 95 114 
Hoch 102 130 

Benzinpreis [€/l] 1,41 
Gering 1,56 1,72 
Moderat 1,65 1,94 
Hoch 1,74 2,16 

Quelle: Eigene Berechnungen bzw. ADAC (2011b); TECSON (2011); IEA (2009);         
 1 US$=0,8 €. 

Potenzielle Subventionen für BEV 

Im internationalen Vergleich sind Anschaffungssubventionen sowie Steuererleichterungen 
für Elektrofahrzeuge nicht ungewöhnlich. In den USA sind bei Anschaffung eines BEV 
Steuererleichterungen von bis zu 7500 Dollar möglich, China fördert den Kauf von BEVs 
direkt mit bis zu 5000 Dollar. Auch europäische Staaten wie z.B. Frankreich (bis zu 
5000€), Spanien (bis zu 6000€) und Großbritannien (bis zu 4500€) fördern die Anschaffung 
eines Elektrofahrzeugs.80 Bisher wird der Kauf von Elektrofahrzeugen in Deutschland nicht 
staatlich subventioniert. Im Rahmen der Leitmarktpolitik der Bundesregierung ist die Mög-
lichkeit von Kaufanreizen jedoch nicht auszuschließen und wird daher im Rahmen der 
Zukunftsszenarien berücksichtigt. Hierzu wird eine moderate Anschaffungsprämie in Höhe 
von 3000€ pro BEV betrachtet. Mit Subventionen für PHEVs wird im Modell nicht gerech-
net.  

Um eine Abschätzung für die zukünftige Entwicklung der Elektromobilität im Carsharing 
abbilden zu können, werden auf der Grundlage der Prognosen für die Variablen Batterie-
preis, Benzinpreis, und Subventionshöhe vier mögliche Zukunftsszenarien entwickelt. Die-
se bilden die Basis für die Wirtschaftlichkeits- und Nutzen-Kosten-Abwägung für die Jahre 
2015 und 2020.  

 Das „Best-case-Szenario“ bietet die günstigsten Entwicklungsvoraussetzungen für die 
Einführung der Elektrofahrzeuge. Ausgehend von hohen Batteriepreissenkungen von 
10% pro Jahr und hohen Benzinpreissteigerungen verbessert sich die wirtschaftliche Bi-
lanz der Fahrzeuge in 2015 und 2020 deutlich im Vergleich zum Jahr 2010. Von einer 

                                                 
79  Vgl. Aral (2011). 
80  Vgl. BMBF (2009), S. 14f; Buller et al. (2009), S  7. 
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Subventionierung wird angesichts der günstigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
nicht ausgegangen. 

 „Basisszenario A“ und „Basisszenario B“ bilden den wahrscheinlichsten Fall der mögli-
chen Zukunftsentwicklung ab. Sie beinhalten Batteriepreissenkungen von durchschnitt-
lich 8% pro Jahr sowie eine moderate Steigerung der Rohöl- bzw. Benzinpreise. Der 
Unterschied beider Szenarien ist die Annahme einer 3000€ Anschaffungsprämie für bat-
terieelektrische Fahrzeuge in Basisszenario B.  

 Das „Worst-Case-Szenario“ beschreibt die ungünstigsten Rahmenbedingungen für die 
Einführung von Elektrofahrzeugen. Als Parameter dienen Batteriepreissenkungen von 
durchschnittlich 6% pro Jahr, moderate Benzinpreissteigerungen und keine Subventio-
nierung der Elektromobilität. Abb. 6 zeigt die Szenarien im Überblick:  

Abbildung 6:  Zukunftsszenarien möglicher Batterie- und Benzinpreisentwicklung 
  sowie BEV-Subventionen 

Best‐Case‐Szenario 
 Hohe Batteriepreissenkungen (‐10% 
p.a.) 
 Hohe Rohöl‐ bzw. Benzinpreissteige‐
rung  
 Keine Subvention  

Basisszenario A
 Moderate Batteriepreissenkungen (‐8% 
p.a.) 

 Moderate Rohöl bzw. Benzinpreissteige‐
rung 

 Keine Subventionen 

Basisszenario B
 Moderate Batteriepreissenkungen (‐8% 
p.a.) 

 Moderate Rohöl‐ bzw. Benzinpreisstei‐
gerung 

 Subvention (3.000 € pro BEV) 

Worst‐Case‐Szenario
 Geringe Batteriepreissenkungen (‐6% 
p.a.) 

 Geringe Rohöl‐ bzw. Benzinpreissteige‐
rung 

 Keine Subventionen  

Quelle: Eigene Darstellung. 

Szenariounabhängig werden, abseits der Batteriepreise, für die Jahre 2015 und 2020 fallen-
de Komponentenpreise für die Einzelteile der Elektromobile angenommen.81 Durch Effizi-
enzsteigerung und Skaleneffekte werden hohe Preisreduktionen von bis zu 80% bis 2020 
erwartet, allerdings sind diese mit hohen Prognoserisiken verbunden.82 Im Berechnungs-
modell wird daher eine moderate Preisreduktion von 7,5% bis 2015 und 15% bis 2020 
einkalkuliert. Weiterhin erhöhen sich die Steuerkosten für die ICE aufgrund der CO2-
abhängigen Steuer. So steigt die Kfz-Steuer für Kleinwagen von durchschnittlich 20€ auf 
24€ pro Jahr, die Steuer für den Kompaktklasse-ICE steigt von 101 auf 116€ im Jahr 2020. 

                                                 
81 Vgl. Wietschel / Bünger (2010), S. 91. 
82  Vgl. McKinsey (2011), S. 5 bzw. S. 35. 
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Des Weiteren stehen die steigenden Benzinpreise der Zukunftsszenarien einer durch Ge-
wichtsreduktion, Downsizing und Verbrennungsoptimierung angenommenen Verbrauchs-
minderung der ICEs gegenüber.83 Im Modell werden eine Verbrauchsreduktion von 7% im 
Jahr 2015 und 15% im Jahr 2020 berücksichtigt. Aufgrund des höheren Anteils erneuerba-
rer Energien und der Abschaltung von Atomkraftwerken wird weiterhin eine Steigerung des 
Strompreises bis 2020 erwartet. Dem gegenüber stehen allerdings sinkende Verbrauchskos-
ten der Elektrofahrzeuge aufgrund von Effizienzsteigerung und Gewichtsreduktion. Im 
Modell werden die Strompreise daher vereinfachend als konstant zum Preis von 0,22€/kWh 
angenommen.  

4.5 Wirtschaftlichkeit und Auslastung in den Jahren 2015 und 2020 

Mittelfristig verbessert sich die Bilanz der Elektrofahrzeuge. Sinkende Batterie- und Kom-
ponentenpreise sowie der anhaltende Benzinpreisanstieg beeinflussen die Wirtschaftlichkeit 
der Elektrofahrzeuge positiv (Abb. 7). 

Im Best-Case-Szenario kann bis zum Jahr 2015 mit einer Nettopreissenkung für Energie-
speicher auf ca. 440€ pro kWh sowie einer Benzinpreissteigerung auf 1,74€ pro Liter ge-
rechnet werden. In diesem Fall liegen die BEVs mit 10 kWh-Batterie sowie der PHEV 
schon im Jahr 2015 im Bereich der betriebswirtschaftlich sinnvollen Investition. Für 2020 
setzt sich der Trend fort, sodass ab diesem Zeitpunkt alle Fahrzeuge günstiger sind, als die 
betrachteten Referenzfahrzeuge. 

In Basisszenario A und B wird von einer moderaten Batteriepreissenkung von durchschnitt-
lich 8% pro Jahr, sowie einem Benzinpreisanstieg auf 1,65€/l im Jahr 2015 sowie 2,16€/l 
im Jahr 2020 ausgegangen. Der Unterschied beider Szenarien ist die Auswirkung der An-
schaffungsprämie von 3.000€ für die BEVs. Im Fall ohne Subvention (Basisszenario A) 
lohnt sich 2015 noch kein BEV. Lediglich der von der Subvention ausgeschlossene PHEV 
erweist sich bereits 2015 als rentabel. In Basisszenario B ist der 10-kWh-BEV bereits im 
Jahr 2015 wirtschaftlich rentabel.  

Im Jahr 2020 ist sowohl die Anschaffung der meisten BEVs als auch des betrachteten 
PHEV in beiden Szenarien sinnvoll. Lediglich der Klein-BEV[16kWh] kommt aufgrund 
der hohen Anschaffungskosten in der Kleinwagenklasse und der geringeren Betriebskos-
tenersparnisse ohne Subvention nicht in den lohnenswerten Bereich.  

Im Worst-Case-Szenario kann für die meisten BEVs weder 2015, noch 2020 ein betriebs-
wirtschaftlich rentables Ergebnis erreicht werden. In diesem Fall lohnt es sich nicht, her-
kömmliche Fahrzeuge durch die Elektrofahrzeuge zu ersetzen, da die nötigen Break-Even-
Fahrleistungen deutlich über den Durchschnittsfahrleistungen im Carsharing liegen, und 
damit nicht erreicht werden. Lediglich der 10-kWh-BEV liegt in den Berechnungen zum 
Jahr 2020 knapp unterhalb des gesetzten Grenzwertes von 17.160 km/Jahr und somit im 

                                                 
83  Vgl. Baum / Westerkamp (2009), S. 32. 
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wirtschaftlichen Bereich. Auch der PHEV zeigt sich selbst im Fall einer ungünstigen Ent-
wicklung der Parameter Benzin- und Batteriepreis im Jahr 2020 in der Kompaktklasse als 
deutlich rentabel (Abb. 7, Worst-Case-Szenario). 

Abbildung 7:  Break-Even Fahrleistungen und durchschnittl. Fahrleistungen 

 Best-Case Szenario                     Basisszenario A 

  
 Basisszenario B                  Worst-Case Szenario 

  
 

Quelle: Eigene Berechnungen.  
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5. Gesamtwirtschaftliche Bewertung 

Die gesamtwirtschaftliche Bewertung befasst sich im Rahmen einer Nutzen-Kosten-
Abwägung mit dem potenziellen Effekt einer elektrifizierten Carsharing-Flotte. Hierbei ist 
zu beachten, dass nicht die Gesamtwirkung von Carsharing und Elektromobilität Ziel der 
Analyse ist, sondern lediglich der Mehrnutzen oder die Mehrkosten des Einsatzes der 
Elektrofahrzeuge im Vergleich zu konventionellen Antriebsarten. 

Der Nutzen-Kosten-Vergleich ist ein gesamtwirtschaftliches Bewertungsinstrument, das 
feststellen soll, ob einem potenziellen Ressourcenverbrauch in der Volkswirtschaft ein 
äquivalenter Nutzen gegenübersteht. Im behandelten Fall werden die Zusatzkosten für die 
Integration der Elektrofahrzeuge dem potenziellen Mehrnutzen für die Volkswirtschaft 
gegenübergestellt. Ein Investitionsprojekt ist gesamtwirtschaftlich sinnvoll, wenn das Nut-
zen-Kosten-Verhältnis größer 1 ist. Die Berechnung erfolgt vereinfacht nach folgender 
Formel:  

 

Die Kosten ergeben sich hierbei, ähnlich zu der betriebswirtschaftlichen Bewertung, durch 
die Mehrkosten der elektrischen Bauteile und der nötigen Infrastrukturinvestitionen. Der 
Nutzen ergibt sich aus der positiven Umweltbilanz der elektrischen Fahrzeuge sowie aus 
den Betriebskostenersparnissen. Im Unterschied zur betriebswirtschaftlichen Bewertung 
werden in der Nutzen-Kosten-Abwägung lediglich Nettokosten berücksichtigt. Hierzu 
werden Steueranteile von den Kostensätzen der betriebswirtschaftlichen Berechnung abge-
zogen.  

Die Subventionierung der BEV wird vorerst außen vor gelassen. Sie kann nicht direkt in 
die Bewertung mit einfließen, da sie, ähnlich zur Steuer, keinen direkten volkswirtschaftli-
chen Einfluss hat, sondern eine Tranferzahlung zwischen Staat und Carsharing-
Organisationen darstellt. Der Einfluss der Subvention wird daher in einem gesonderten 
Abschnitt begutachtet.  

Die Bewertung erfolgt grundsätzlich in 3 Schritten:  

 In einem ersten Schritt werden Nutzen und Kosten der Elektrofahrzeuge ermittelt.  
 Anschließend wird unter Annahme der durchschnittlichen Fahrleistung im Carsharing 

das Nutzen-Kosten-Verhältnis pro Fahrzeug festgestellt und bewertet. 
 Mit Hilfe des Nutzen-Kosten-Verhältnisses wird abschließend abgewogen, ob und unter 

welchen Bedingungen die Investitionen in eine teilweise elektrifizierte Carsharing- 
Fahrzeugflotte gesamtwirtschaftlich sinnvoll sind.  

Da eine dauerhafte betriebswirtschaftliche Rentabilität, abseits von Pilot- und Förderprojek-
ten, die Grundvoraussetzung für die Realisierung der Integration ist, werden nur die Szena-
rien betrachtet, die sich in der Prüfung als wirtschaftlich sinnvoll herausgestellt haben. 
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Kurzfristig betrachtet liegen die Vollkosten der Elektrofahrzeuge jedoch deutlich oberhalb 
der Kosten der konventionellen Fahrzeuge. Auch die Subventionierung der BEVs vor dem 
Jahr 2015 ist unwahrscheinlich.  Daher werden im Folgenden nur die Szenarien „Best-
Case“, „Basisszenario A“ sowie „Basisszenario B“ zu den Zeitpunkten 2015 und 2020 
untersucht.  

5.1 Kosten und Nutzen von Elektrofahrzeugen im Best-Case-Szenario 

Der gesamtwirtschaftliche Nettoeffekt wird durch die Substitution der benzinbetriebenen 
Fahrzeuge durch die Elektrofahrzeuge erzielt. Die Nettokosten der Mehrinvestitionen für 
Bauteile, Batterie und Infrastruktur stehen dem positiven Nutzen durch die eingesparten 
Betriebskosten sowie den verminderten Umweltbelastungen der E-Fahrzeuge gegenüber. 
Um diese zu quantifizieren, wird zunächst der gesamtwirtschaftliche Nutzen der Fahrzeuge 
ermittelt und anschließend den Netto-Investitionskosten gegenübergestellt. Dies erfolgt hier 
zunächst exemplarisch am Beispiel des Best-Case-Szenarios im Jahr 2020. 

Volkswirtschaftlicher Nutzen der Elektrofahrzeuge im Jahr 2020 – Best-Case 

Der potenzielle Nutzen der BEVs und PHEVs ergibt sich aus den eingesparten Kraftstoff-
kosten, sowie den Umweltentlastungen durch reduzierte CO2-, Schadstoff- und Lärmemis-
sionen.  

Für die Berechnung der Netto-Kraftstoffkosten und der Netto-Stromkosten werden die 
jeweiligen Steueranteile subtrahiert. Die relativen Steueranteile der beiden Komponenten 
entsprechen in der Berechnung bis 2020 den heute üblichen Steuersätzen. Der Steueranteil 
am Strompreis beträgt ca. 40%, der Steueranteil von Benzin ca. 60%.84 Abzüglich der Steu-
erkomponenten ergibt sich ein Netto-Strompreis von 0,12€/kWh. Dieser wird bis zum Jahr 
2020 als konstant angenommen, da zum Einen der Strompreis stabiler ist als der Benzin-
preis, und zum Anderen eventuelle Strompreissteigerungen von Effizienzsteigerungen der 
Elektromotoren und voranschreitender Leichtbauweise kompensiert werden.  

Der Netto-Kraftstoffpreis beträgt im Best-Case-Szenario 0,864€/l für 2020. Die Ver-
brauchskosten werden über den Durchschnittsverbrauch der Fahrzeuge ermittelt. Zur Er-
mittlung der Verschleiß- und Wartungskosten werden die Kostensätze der betriebswirt-
schaftlichen Rechnung übernommen und mehrwertsteuerbereinigt. 

  

                                                 
84  Vgl. Aral (2011).  
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Tabelle 9:  Netto-Betriebskostenunterschiede nach Fahrzeugtypen im Jahr 2020 im 
Best-Case-Szenario 

  Kleinwagen Kompaktklasse 
Fahrzeug Einheit ICE BEV BEV ICE BEV PHEV 

Batteriegröße [kWh] - 10 16 - 24 5 

Verbrauchskosten 

Benzinpreis [€/l] 0,864 - - 0,864 - 0,864 

Strompreis  [€/kWh] - 0,12 0,12 - 0,12 0,12 

Verbrauch [pro km] 0,0445l 0,135 
kWh 

0,135 
kWh 0,0445l 0,15 

kWh 

0,034l 
zzgl. 0,05 

kWh 
 Verbrauchskosten  [€/km] 0,0327 0,0162 0,0162 0,0477 0,018 0,0354 

Δ Verbrauchskosten [€/km] - 0,0165 0,0165 - 0,0297 0,0124 

Σ Verschleiß&Wartung [€/km] 0,019 0,015 0,015 0,028 0,015 0,028 

Δ Verschleiß&Wartung [€/km] - 0,004 0,004 - 0,013 0 

Δ Betriebskosten [€/km] - 0,0205 0,0205 - 0,0427 0,0124 

Quelle:  Eigene Berechnung auf Basis Wietschel et al. (2010), S. 90 ff; ADAC (2011b); 
 Aral (2011). 

Die Berechnung der Umweltkosten erfolgt szenariounabhängig. Ein wichtiger Faktor für 
die Ermittlung der Umweltkosten ist die Umweltbilanzierung des Fahrzeugstroms. Wird 
der genutzte Strom zu 100% aus regenerativen Quellen bezogen, können die Elektrofahr-
zeuge umweltkostenneutral, d.h. ohne die Emission lokaler und globaler Schadstoffe be-
trieben werden. Hierzu ist allerdings eine klare Zurechenbarkeit des Stroms für die Fahr-
zeuge nötig.85 I.d.R. ist jedoch davon auszugehen, dass die Fahrzeuge aus dem normalen 
Energienetz gespeist werden. Eine Allokation, in der gerade den Elektrofahrzeugen der 
Ökostrom am Gesamt-Energiemix zugerechnet wird, ist daher für die gesamtwirtschaftliche 
Bilanzierung nicht anwendbar. Die Bilanzierung des Stroms richtet sich somit am Gesamt-
Energiemix, sodass für das Jahr 2010 ein CO2-Ausstoß von 590g CO2/kWh angesetzt 
wird.86 Bis zum Jahr 2020 wird sich der Anteil erneuerbarer Energien erhöhen. Im Modell 
wird von einer Reduktion des CO2-Ausstoßes auf 330g CO2/kWh bis 2020 ausgegangen.87  

Die Berechnung der CO2-Kosten orientiert sich an den Kostensätzen des Umweltbundes-
amtes. Als Kosten pro emittierte Tonne CO2 werden 70€ berechnet (Basisjahr 2007).88 
Unter Berücksichtigung von 2% jährlicher Inflation liegen die Kosten für die Jahre 2015 
                                                 
85  z.B. durch lokal installierte Solar- oder Windkraftanlagen. 
86  Vgl. ADAC (2011a), S. 13ff. 
87  Vgl. Baum et al. (2011), S. 17f. 
88  Vgl. UBA (2005); UBA (2007), S. 69. 
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bei 82€ und 2020 bei 92€ pro Tonne. Bei einem Verbrauch von 0,135 kWh (Kleinwagen-
BEV) bzw. 0,15 kWh (Kompakt-BEV) pro Kilometer ergeben sich somit durchschnittliche 
CO2-Kosten für BEVs von 0,0037€ bzw. 0,0041€ pro Kilometer im Jahr 2020.  

Der CO2-Ausstoß des PHEV wird über den durchschnittlichen Verbrauch von 3,4l und 5 
kWh auf 100 km modelliert, sodass die CO2-Kosten 0,0077 €/km im Jahr 2020 betragen. 
Die Kosten für Lärm und Luftverschmutzung des PHEV werden entsprechend des durch-
schnittlichen Anteils von Batterie- und Benzinbetrieb auf einer Strecke von 100 km berech-
net (Batteriebetrieb: 20%, Benzinbetrieb: 80%). In dieser vereinfachenden Rechnung wer-
den die Kosten daher auf 80% der Kosten der Kleinwagen-ICEs geschätzt. Aufgrund des 
hohen Anteils von Carsharing-Fahrten unterhalb von 100 km liegen die realen Umweltkos-
ten der PHEV wahrscheinlich jedoch eher unterhalb der berechneten Kosten.  

Weitere Umweltkosten entstehen den Fahrzeugen durch Schadstoffausstoß, sowie Lärm-
emissionen. Die Kosten für Schadstoffe, die z.B. durch den Ausstoß von Stickstoffmonoxid 
(NO), Schwefeldioxid (SO2) und Feinstaub entstehen, werden für die Basis 2010 auf 
0,0012€/km geschätzt und betragen, fortgeschrieben für das Jahr 2020, 0,0015€/km für 
ICEs.89 Die Lärmkosten werden mit 0,0023€/km zum Basisjahr 2004 berechnet, sodass sich 
für das Jahr 2020 fortgeschrieben ein Wert von 0,003€/km ergibt.90 Ähnlich zur Berech-
nung der CO2-Kosten werden auch die Schadstoff- und Lärmkosten der PHEVs mit 80% 
des Wertes der ICEs angesetzt, da diese Schadstoffe nur bei Betrieb des Verbrennungsmo-
tors entstehen. 

Tabelle 10: Umweltkosten nach Fahrzeugtypen im Jahr 2020 
Kleinwagen Kompaktklasse 

Fahrzeug Einheit ICE BEV     
[10kWh] 

BEV 
[16kWh] ICE BEV      

[24 kWh] 
PHEV 

[5 kWh] 
CO2-Emissionen [g/km] 105 40,5 40,5 139 45 77 

CO2-Kosten  [€/t] 92 92 
[€/km] 0,0097 0,0037 0,0037 0,0128 0,0041 0,0071 

Luftverschmutzung [€/km] 0,0015 - - 0,0015 - 0,0012 
Lärmkosten [€/km] 0,0030 - - 0,0030 - 0,0024 
Σ Umweltkosten [€/km] 0,0142 0,0037 0,0037 0,0173 0,0041 0,0107 

Δ Umweltkosten [€/km] - 0,0104 0,0104 - 0,0132 0,0066 
Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis UBA (2005), UBA (2007), S. 49 bzw. Baum et 
 al. (2011), Berechnung szenariounabhängig. 

Nettokosten der Elektrofahrzeuge im Jahr 2020 – Best-Case-Szenario  

Die Netto-Investitionskosten ergeben sich aus der Summe der OEM-Batteriepreise, der 
Infrastrukturinvestitionen, sowie der Ersparnisse durch den elektrifizierten Antrieb. Für die 

                                                 
89  Vgl. Baum et al. (2011), S. 19; UBA (2005). 
90  Vgl. Baum et al. (2011), S. 19. 



Carsharing als alternative Nutzungsform für Elektromobilität 98

Batteriekosten im Jahr 2020 wird im Best-Case-Szenario ein Nettopreis von 513,73€ pro 
kWh berechnet (Tabelle 11). Um die jährlichen Kosten auf gesamtwirtschaftlicher Ebene 
zu bestimmen, wird die Annuitätsrate angepasst. Der übliche Diskontfaktor in Deutschland 
beträgt 3%, die Annuitätsrate (r=0,03, t=12) beträgt dementsprechend 0,100462.91 Tabelle 
11 zeigt eine Übersicht der Investitionsmehrkosten für Elektrofahrzeuge im Vergleich zu 
den Referenzfahrzeugen ihrer Klasse: 

Tabelle 11:  Netto-Investitionskostenunterschiede nach Fahrzeugtypen im Jahr 2020 
– Best-Case 

  Kleinwagen Kompaktklasse 

Fahrzeugtyp Einheit BEV      
[10 kWh] 

BEV      
[16 kWh] 

BEV      
[24 kWh] 

PHEV      
[5 kWh] 

Batteriekosten [€/Fhrzg] 2.441 3.905 5.858 1.220 
sonstige Investitionskosten [€/Fhrzg] 971 971 1.682 3.055 
��Δ Investitionskosten  [€/Fhrzg] 3.411 4.875 7.540 4.275 
 Δ Investitionskosten/Jahr [€/Fhrzg] 343 490 757 430 

 Quelle:  Eigene Berechnung bzw. Wietschel / Bünger (2010); Baum et al. (2011); Batterie-
 preis: 244 €/kWh, Annuitätsrate: 0,100462. 

5.2 Nutzen-Kosten-Abwägung für Carsharing mit Elektrofahrzeugen 

In der vorliegenden Modellrechnung werden Durchschnittswerte verwendet. Die Anschaf-
fung eines Elektrofahrzeugs lohnt sich, sobald die durchschnittliche Fahrleistung durch die 
Break-Even-Fahrleistung unterschritten wird. Die durchschnittlichen jährlichen Fahrleis-
tungen ergeben sich aus den berechneten Durchschnittsfahrleistungen im Carsharing. Für 
die BEV werden 17.160 km, für den PHEV 20.020 km angesetzt (siehe Kapitel 4.4).  

Der Nutzengewinn aus Betriebs- und Umweltkostenersparnissen wird aus den errechneten 
Kostenunterschieden (Tabelle 9 bzw. Tabelle 10) entnommen und durch die jährlichen 
Investitionskosten (Annuitätsrate: 0,100462) geteilt. Mit Hilfe der getroffenen Annahmen 
lässt sich das Nutzen-Kosten-Verhältnis pro Fahrzeug nach folgender Formel berechnen:  

��� �
������������� � ������� � ������������������ �

€
��� � ���������������� €����

������������� � �����������������������€��
 

Im „Best-Case-Szenario“ für 2020 ergeben sich für alle betrachteten BEV NKV-Werte über 
1, sodass in diesem Fall jedes gekaufte BEV einen positiven Effekt für die Gesamtwirt-
schaft erzielt. Das BEV mit einer Batteriekapazität von 10 kWh erzielt mit einem Nutzen-

                                                 
91  Vgl. Baum / Westerkamp (2009), S.41. 
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Kosten-Verhältnis von 1,55 das beste Ergebnis. Dies bedeutet, dass jedem Euro Mehrkos-
ten ein zusätzlicher Nutzen in Höhe von 1,55€ gegenübersteht.  

Der Einsatz von PHEVs ist aufgrund der eingeschränkten Betriebs- und Umweltkostener-
sparnisse unter den bestehenden Voraussetzungen zum Jahr 2020 nicht sinnvoll. Tabelle 12 
zeigt die Berechnung des Nutzen-Kosten-Verhältnisse pro Fahrzeug zum Zeitpunkt 2020 
im Best-Case-Szenario: 

Tabelle 12:  Nutzen-Kosten-Verhältnis pro Fahrzeug nach Fahrzeugarten im Jahr 
2020 im Best-Case Szenario 

  Kleinwagen Kompaktklasse 

Einheit BEV      
[10 kWh] 

BEV      
[16 kWh] 

BEV      
[24 kWh] 

PHEV    
[5 kWh] 

Nutzenkomponenten 
Eingesparte Betriebskosten [€/Jahr] 351 351 733 247 
Eingesparte Umweltkosten [€/Jahr] 179 179 226 132 

Kostenkomponente 
Investitionsmehrkosten [€/Jahr] 343 490 757 430 

Nutzen-Kosten-Verhältnis [€/Fhrzg] 1,55 1,08 1,27 0,88 

Quelle:  Eigene Berechnung (Jahresfahrleistung 17.160 km (BEV), 20.020 (PHEV), keine 
 Subventionierung). 

 Abbildung 8:  Nutzen-Kosten-Verhältnis im Best-Case-Szenario 2015 und 2020  

 
Quelle: Eigene Darstellung. 
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Alternative Zukunftsszenarien 
Im Jahr 2015 kann ohne Subvention in keinem Szenario ein NKV-Wert über 1 erreicht 
werden. Die Einführung von Elektrofahrzeugen in Carsharing-Organisationen ist folglich 
unter den getroffenen Annahmen zum Zeitpunkt 2015 nicht sinnvoll (Tabelle 13).  

Im Jahr 2020 erreicht der 10kWh-BEV, neben dem Best-Case-Szenario, auch im Basissze-
nario eine positive Kosten-Nutzen-Bilanz. Im Kleinwagensegment erweist er sich als ge-
samtwirtschaftlich sinnvoll mit einem Wert von 1,18. In der Kompaktklasse ist dagegen 
weder der 24-kWh BEV noch der PHEV lohnenswert.  

Die Subvention der BEVs in Basisszenario B hat durchaus positive Auswirkungen auf die 
NKV-Bilanz, da Subventionen sich positiv auf die Marktdurchdringung von Elektrofahr-
zeugen auswirken und die damit verbundenen gesamtwirtschaftlich positiven Effekte 
schneller wirksam werden. Die Subvention hebt die NKV-Bilanz der Fahrzeuge deutlich. 
Der 10kWh-BEV erreicht sogar einen Wert von 4,69 im Vergleich zu einem NKV von 1,18 
im Basisszenario A ohne Subvention. Jedoch muss beachtet werden, dass die Subventionen 
aufgrund des Verteilungsaspekts, ähnlich zu den Steuern, nicht als Kosten in die Nutzen-
Kosten Rechnung einbezogen werden.92 Im Fall einer Subvention ist schon im Jahr 2015 
die Einführung von 10kWh-BEVs in CSOs sinnvoll. Im Jahr 2020 lohnen sich alle BEVs. 
Da die PHEVs von der Subventionierung ausgeschlossen sind, kommt es zu keiner Verän-
derung im Vergleich zu Basisszenario A. Im Worst-Case-Szenario übersteigen die Kosten 
den zu erwartenden Nutzen deutlich. In diesem Fall ist keines der Fahrzeuge zu den Zeit-
punkten 2015 und 2020 sinnvoll. Die Nutzen-Kosten-Werte der Zukunftsszenarien sind in 
Tabelle 13 dargestellt: 

Tabelle 13: Nutzen-Kosten-Verhältnisse nach Fahrzeugarten 

Zeitpunkt Kleinwagen Kompaktklasse 

Fahrzeugtyp  
BEV        

[10 kWh] 
BEV      

[16 kWh] 
BEV         

[24 kWh] 
PHEV   
[5kWh] 

Best-Case-Szenario 
2015 0,86 0,58 0,71 0,68 
2020 1,55 1,08 1,27 0,88 

Basisszenario A 
2015 0,74 0,50 0,62 0,61 
2020 1,18 0,81 0,97 0,75 

Basisszenario B inkl. 
3000€ Subventionen 

2015 1,57 0,77 0,81 0,61 
2020 4,69 1,67 1,46 0,75 

Worst-Case-
Szenario 

2015 0,63 0,42 0,54 0,55 

2020 0,87 0,59 0,73 0,61 

 Quelle: Eigene Berechnungen. 
                                                 
92  Vgl. Baum et al. (2011), S. 27. 
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In der Gesamtbetrachtung fällt die deutliche Diskrepanz zwischen betriebswirtschaftlicher 
Rentabilität und volkswirtschaftlicher Nutzen-Kosten-Bilanz auf. Besonders die PHEVs 
zeigen deutlich unterschiedliche Ergebnisse. Während im betriebswirtschaftlichen Kontext 
die Investition in PHEVs sogar im Worst-Case im Jahr 2020 sinnvoll ist, kann in der 
volkswirtschaftlichen Betrachtung selbst im Best-Case-Szenario keine positive Bilanz er-
zielt werden. Dies hat mehrere Gründe: 

 Der Wegfall von Steuervorteilen in der gesamtwirtschaftlichen Bewertung führt zu 
einer Veränderung des Ergebnisses. Die unterschiedliche Besteuerung der Komponen-
ten Benzinpreis (ca. 60% Steueranteil) und Strompreis (ca. 40% Steueranteil) sowie der 
Wegfall der Kfz-Steuer mindern die Vorteile der PHEVs gegenüber den Referenzfahr-
zeugen in der volkswirtschaftlichen Betrachtung.  

 Zusätzlich werden in der gesamtwirtschaftlichen Analyse auch externe Effekte berück-
sichtigt. Die Kosten für Klima- und Schadstoffbelastung sowie für Lärmemissionen des 
PHEV sind zwar unterhalb der Kosten der Referenzfahrzeuge, dennoch übersteigt der 
Nutzen selbst bei hoher Fahrleistung von 20.020 km/Jahr nicht die hohen Netto-
Investitionskosten. 

 Der elektrische Anteil an der Gesamtfahrleistung wurde mit 20% im Modell bewusst 
konservativ gewählt, da angenommen wird, dass die PHEVs insbesondere auf längeren 
Strecken und Autobahnfahrten genutzt werden. Berücksichtigt man jedoch einen höhe-
ren elektrischen Fahranteil, ist eine deutliche Verbesserung der NKV-Bilanz zu erwar-
ten. 

5.3 Wirkung von Subventionen 

Das Ziel von Anschaffungsprämien für die Elektromobilität ist die Förderung der Wettbe-
werbsfähigkeit der BEVs. Durch Kaufanreize soll der Anschaffungspreis künstlich gesenkt 
und der Absatz von BEVs verstärkt werden. In Basisszenario B senkt die Anschaffungs-
prämie von 3.000€ die Investitionskosten der Fahrzeuge und führt somit zu einer Senkung 
der Break-Even-Fahrleistung. Im konkreten Fall lohnt sich durch die Prämie schon im Jahr 
2015 die Anschaffung eines 10kWh-BEV (siehe Abb.7, Szenario B). In diesem Fall führt 
die Subventionierung, unter Annahme rein rationaler Entscheidungen, zu einem Kauf, der 
ansonsten nicht stattgefunden hätte.    

Jedoch muss die Wirkung der Anschaffungssubvention differenziert betrachtet werden. Die 
Prämiensubventionierung beinhaltet die Gefahr von Mitnahmeeffekten. Diese treten auf, 
wenn Fahrzeugkäufe subventioniert werden, die ohnehin getätigt würden.93  

Im betrachteten Modellfall von Basisszenario B würde eine Kaufprämie im Jahr 2020 im 
Fall der 16- und 24kWh-BEV den gewollten Effekt erzielen, da die Fahrzeuge durch die 
Subvention wirtschaftlich werden. Stellt man jedoch die reine Wirtschaftlichkeit in den 
Vordergrund der Investitionsentscheidung, würde sich die jeweilige CSO im Kleinwagen-

                                                 
93  Vgl. Baum et al. (2011), S. 27f. 
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segment für den 10kWh-BEV entscheiden. Dieser ist auch ohne Subvention wirtschaftlich, 
wird aber, im Fall der hier simulierten Anschaffungssubvention, dennoch gefördert. In 
diesem Fall führt die Subvention nicht zum gewollten Ergebnis.  

Hinzu kommt, dass Subventionen zu Wettbewerbsverzerrungen innerhalb der Branche 
führen können, da sie eine künstliche Verzerrung und Verdrängung von Alternativen be-
wirken. In bestimmten Fällen können Produktionskapazitäten aufgebaut werden, die sich 
nach Auslauf der Subventionierung als nicht wirtschaftlich erweisen.  

Insofern muss eine per se Subventionierung der Elektrofahrzeuge mit Vorsicht betrachtet 
werden. Im vorliegenden Modellfall ist eine variable Subventionierung am sinnvollsten, in 
der die Fahrzeuge nur subventioniert werden, bis die Break-Even-Fahrleistung die durch-
schnittliche Fahrleistung von 17.160 km/Jahr erreicht.  

Um zu ermitteln, welche individuelle Subventionshöhe nötig ist, um bereits kurzfristig eine 
Einführung der Elektromobile zu ermöglichen, muss die Formel zur Ermittlung der Break-
Even-Fahrleistung angepasst werden. Dadurch kann die optimale Subventionshöhe pro 
Fahrzeug berechnet werden, bei der sich die Anschaffung der Elektrofahrzeuge lohnt. Die 
Formel lautet entsprechend: 

|Subventionsbedarf|  �
������������� �  Δ Betriebskosten � �ä�r�. Kfz � Steuer

Annuitätsrate
�  Δ Investitionskosten 

Im Worst-Case müsste für die Integration von 24 kWh-BEV eine Anschaffungsprämie von 
5.698€ aufgebracht werden, um die Fahrzeuge im Jahr 2015 wirtschaftlich betreiben zu 
können, im Best-Case kann schon mit einer Prämie in Höhe von 1.832€ eine wirtschaftliche 
Situation erreicht werden. Tabelle 14 zeigt die notwendige Subventionshöhe pro BEV, 
Szenario und Jahr: 

Tabelle 14: Kritischer Subventionsbedarf in Euro pro BEV (2015 und 2020) 
 

Jahr 2015 2020 

 Fahrzeug BEV       
[10 kWh] 

BEV       
[16 kWh] 

BEV       
[24 kWh] 

BEV       
[10 kWh] 

BEV       
[16 kWh] 

BEV       
[24 kWh] 

Best Case 0 2.691 1.543 0 0 0 

Basisszenario A 680 4.151 3.713 0 213 0 

Worst Case 1.832 5.698 5.297 0 2.782 1.604 

Quelle: Eigene Berechnung. 

Insgesamt zeigt sich jedoch, dass die für die Wirtschaftlichkeit nötige Subventionshöhe 
stark variiert, abhängig von Fahrzeug, Zeitpunkt und betrachtetem Szenario. Die Sinnhaf-
tigkeit der Subvention ist somit fraglich und das Risiko von Mitnahmeeffekten hoch. 
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5.4 Gesamtwirtschaftliche Abwägung 

Insgesamt zeigen die Elektrofahrzeuge große Einsparungspotenziale aufgrund reduzierter 
Kraftstoffkosten und verminderter Umweltbelastung. Besonders die BEVs haben hier große 
Vorteile. Dem gegenüber stehen jedoch hohe Investitionskosten, die vor allem durch die 
hohen Preise der Fahrzeugbatterie bestimmt werden.  

Die kurzfristige Einführung von BEVs und PHEVs in Carsharing-Flotten ist daher aus 
gesamtwirtschaftlicher Perspektive nur bedingt sinnvoll. Ohne direkte Subventionierung 
kann weder zu aktuellen Preisen, noch in naher Zukunft bis zum Jahr 2015 eine ökono-
misch sinnvolle Integration gelingen. Erst im Jahr 2020 zeigt sich in mehreren Szenarien 
eine positive Bilanz für einzelne BEV-Varianten.  

Die Gesamtbilanz in Hinblick auf die Ziele der Bundesregierung fällt zudem nüchtern aus. 
Carsharing bietet zwar das Potenzial, Elektrofahrzeuge zu integrieren, dennoch ist die zu 
erwartende Marktgröße zu gering, um einen entscheidenden quantitativen Beitrag für die 
Ziele der Bundesregierung zu leisten. Selbst wenn alle Carsharing-Fahrzeuge im Jahr 2020 
durch PHEVs und BEVs ersetzt würden, ist die zu erwartende Marktgröße mit rund 15.500 
Fahrzeugen zu gering, um entscheidende Absatzmöglichkeiten zu der Erreichung des 1 
Millionen Fahrzeuge-Ziels der Bundesregierung zu bieten.94  

Allerdings wird in der Analyse nur der direkte Tauscheffekt der Einführung von Elektro-
fahrzeugen gegenüber konventionellen Fahrzeugen untersucht. Mit der Nutzung von Car-
sharing sind jedoch weitere Effekte verbunden, wie z. B. die Abschaffung von Privatfahr-
zeugen, ein reduzierter individueller Pkw-Anteil am Individualverkehr und die höhere Fle-
xibilität in der Verkehrsmittelwahl.  

6. Ergebnis und Ausblick: Zukunftsperspektive für Elektromobilität in   
Sharing-Konzepten 

In der vorliegenden Arbeit wurde die Integration von Elektrofahrzeugen in Carsharing 
Konzepten bewertet.  

Im Rahmen einer technologischen Abwägung wurden die Anforderungen des Carsharings 
dem technischen Leistungspotenzial von elektrischer Infrastruktur und Fahrzeugtechnik 
gegenübergestellt. Es wurde festgestellt, dass durch die Kombination von Carsharing und 
Elektrofahrzeugen wesentliche Nutzungshindernisse der Elektromobilität ausgeglichen 
werden können. Probleme durch unzureichende Infrastruktur können ebenso wie das Fehlen 
von Standards und Normen bzgl. Ladeverfahren und Stecker durch geschlossene Systeme 
im Carsharing weitgehend umgangen werden. Des Weiteren können die geringen Reich-

                                                 
94  Die Berechnung der Marktgröße erfolgt über die Annahme annhaltender Wachstumsrate von 12% p.a. 

(=Duchschnittswert der letzten 3 Jahre) 
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weiten und langen Ladezeiten der Elektrofahrzeuge durch die kurzen Nutzungszeiten und 
hohe Fahrzeugverfügbarkeit kompensiert werden.  

Als wichtigste technische Herausforderungen für die Zukunft wurden die Weiterentwick-
lung der Energiespeicher und die marktübergreifende Entwicklung von Standards bzgl. 
Ladeinfrastruktur und Stecker definiert. 

Elektromobilität wird in den Augen potenzieller Nutzer grundsätzlich positiv beurteilt. 
Hauptvorteile sehen die Nutzer in den geringen Geräuschemissionen, dem hohem Fahr-
komfort und den Umweltvorteilen der Elektroautos. Nachteilig wurden dagegen vor allem 
der hohe Preis, die langen Ladezeiten und die geringen Reichweiten bewertet. Es konnte 
jedoch gezeigt werden, dass durch die Kombination von Carsharing und Elektromobilität 
wesentliche Hürden abgebaut werden können: Der hohe Anschaffungspreis wird durch die 
Nutzung der Autos von mehreren Personen kompensiert, lange Ladezeiten durch die Ver-
fügbarkeit mehrerer Fahrzeuge ausgeglichen und geringen Reichweiten kann durch das 
Angebot verschiedener Fahrzeugklassen begegnet werden. Zudem erweitert Carsharing den 
potenziellen Nutzerkreis für Elektromobilität durch das Angebot von öffentlicher und 
nachhaltiger individueller Mobilität in urbanen Räumen. 

In der betriebswirtschaftlichen Analyse wurde gezeigt, dass trotz hoher Auslastungseffizi-
enz ein wirtschaftlicher Betrieb der Elektrofahrzeuge im Carsharing kurzfristig nur bedingt 
möglich ist. Mittelfristig steigt jedoch die Rentabilität. Abhängig von Subvention und po-
tenzieller Entwicklung von Benzin- und Batteriepreis lohnt sich der Betrieb einiger Fahr-
zeugmodelle schon ab dem Jahr 2015. Unter günstigen Rahmenbedingungen im Best-Case-
Szenario zeigt sich sogar eine deutliche Rentabilität der Fahrzeuge im Jahr 2020.  

Aus der gesamtwirtschaftlichen Analyse wurde deutlich, dass die hohen Kosten für Batterie 
und Infrastruktur sowohl im Best Case, als auch im Basisszenario durch den zu erwarten-
den Nutzen ab dem Jahr 2020 gedeckt werden können. Dagegen ist die Integration im Jahr 
2010 und 2015 nur in wenigen Szenarien volkswirtschaftlich sinnvoll. Zudem wurde ge-
zeigt, dass eine fixe Anschaffungsprämie nur bedingt als wirkungsvolle Subvention für 
Elektrofahrzeuge im Carsharing dient.  

Zusammenfassend hat die Integration von Elektrofahrzeugen in bestehende Carsharing-
Organisationen dennoch eine Reihe von Vorteilen. Die Sichtbarkeit der Fahrzeuge im 
Stadtraum und die Testmöglichkeit der Fahrzeuge im Alltag erzeugen einen positiven Mar-
ketingeffekt. Die lokale Emissionsfreiheit sowie die Verdrängung von Privatfahrzeugen 
führt zu einer Verbesserung der Lebensqualität, gerade in urbanen Ballungszentren. Zudem 
haben gerade in städtischen Regionen Nutzer durch das E-Carsharing die Möglichkeit, die 
Flexibilität des eigenen Autos mit der guten ökologischen Bilanz des öffentlichen Verkehrs 
bei geringen Kosten zu verbinden. 

Vom Grundsatz her besteht ein Zielkonflikt zwischen den Plänen des Nationalen Entwick-
lungsplans Elektromobilität und den Bestrebungen im Carsharing. Der Nationale Entwick-
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lungsplan war als Konjunkturmaßnahme angelegt. Die bisherigen Bemühungen, die deut-
sche Industrie in Sachen Elektromobilität zu stärken, sind daher mehr auf den technologi-
schen Wechsel des Verbrennungs- durch den Elektroantrieb ausgerichtet, als auf den Wan-
del von Nutzungskonzepten.95 Statt als neuer Absatzmarkt für elektrische Fahrzeuge zu 
dienen, bietet Elektro-Carsharing als Mobilitätsalternative hingegen das Potenzial, den 
Gesamtbestand an Fahrzeugen zu reduzieren und mit einem Fahrzeug gleich mehreren 
Nutzern die Möglichkeit zu flexibler, nachhaltiger individueller Mobilität zu gewähren. 

Angesichts steigender Kosten der privaten Fahrzeughaltung, des Bedeutungswandels bei 
jungen urbanen Bevölkerungsteilen sowie den im EU Weißbuch Verkehr vorgelegten Maß-
gaben der Halbierung konventioneller Fahrzeuge in den Innenstädten bis 2030, stellt sich 
das Elektro-Carsharing durchaus als förderwürdig dar. Welche Förderinstrumente hierbei 
ökonomisch wie auch ökologisch sinnvoll sind, gilt es in weiterführenden Arbeiten zu 
überprüfen.  

Abstract 

The essay investigates to what extent carsharing as an alternative mode of use can contrib-
ute to market penetration of electro mobility. The advantages of carsharing are, i.a., the 
minimization of CO2 emissions and positive effects in terms of transport politics at the 
same time. The portrayal of technical potentials and requirements as well as those with 
regard to the conditions of use constitute the framework for the micro- and macroeconomic 
effect of an e-carsharing system at the points-in-time 2010, 2015, and 2020. The microeco-
nomic assessment calculates the rentability of the e-carsharing concept from the viewpoint 
of carsharing organisations (total cost of ownership). For this purpose, a comparison with 
the conventional alternative (combustion engine) is performed. The macroeconomic effects 
of e-carsharing are investigated by means of a cost-benefit analysis. 

Summing up, the integration of electronic vehicles into existing carsharing organisations 
has a range of advantages. The visibility of vehicles in the public area and the possibility of 
testing the cars in everyday life produce a positive marketing effect. The local absence of 
emissions as well as the supersession of private vehicles leads to an optimization of the 
quality of life, especially in urban agglomerations. Moreover, especially in urban regions, 
e-carsharing provides users the possibility to combine the flexibility of the individual car 
with the good ecological balance of public transportation – at low costs. 

 

  

                                                 
95 Canzler / Knie (2011). 
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VON HANS-JÖRG WEIß, GENGENBACH10

1. Einführung 

Das Ziel dieses Aufsatzes besteht darin, einen systematischen Überblick über den staatlichen 
Regulierungsbedarf in der Verkehrswirtschaft aus netzökonomischer Sicht zu geben. Dies ge-
schieht vor dem Hintergrund der aktuellen Finanz- und Wirtschaftskrise, die in Wissenschaft 
und Praxis die komparative Leistungsfähigkeit von Markt und Staat in einem veränderten Licht 
erscheinen lässt. Vor allem in Bezug auf die Regulierung der Finanzmärkte wird eine deutlich 
stärkere Rolle des Staates diskutiert. Angesichts der Fülle von Vorschlägen und Initiativen wird 
schon vor einer drohenden Überregulierung der Finanzmärkte gewarnt (vgl. Vaubel 2010). 
Unter dem Eindruck der jüngsten Krise steht auch in anderen Wirtschaftsbereichen die Rollen-
verteilung zwischen Markt und Staat auf dem Prüfstand. Von besonderer Bedeutung sind Wirt-
schaftssektoren, denen eine besondere volkswirtschaftliche Relevanz beigemessen wird und 
deren ordnungspolitische Rahmenbedingungen vor noch nicht allzu langer Zeit grundlegend 
reformiert wurden. Ein prominentes Beispiel hierfür sind die Verkehrsmärkte.  

Das Untätigkeitsurteil des Europäischen Gerichtshofs vom 22. Mai 1985 ist ein bedeutender 
Meilenstein der europäischen Verkehrspolitik. Es gilt als Startpunkt eines umfassenden 
ordnungspolitischen Reformprozesses in der europäischen Verkehrswirtschaft, der noch längst 
nicht abgeschlossen ist.1 Drei grundlegende ordnungspolitische Paradigmenwechsel stehen im 

                                                
Anschrift des Verfassers: 
Prof. Dr. Hans-Jörg Weiß 
Hochschule Offenburg 
Fakultät Betriebswirtschaft und Wirtschaftsingenieurwesen 
Klosterstraße 14, 77723 Gengenbach 
Phone: (+49) - (0)7803 - 9698 - 4480 
Fax: (+49) - (0)7803 - 9698 - 4449 
E-Mail: hans-joerg.weiss@hs-offenburg.de 

Dieser Artikel ist als Diskussionsbeitrag Nr. 134 (Oktober 2010) am Institut für Verkehrswissenschaft und Regional-
politik der Universität Freiburg i. Br. erschienen.

1 "Die EU-Politik hat in der Verkehrspolitik die Rolle eines Büchsenöffners in Richtung Marktöffnung gespielt. Dies 
lag in der Logik des Binnenmarktprogramms." (Wieland 2010: S. 50). 
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Zentrum dieses Reformprozesses: 1.) der Abbau von Marktzugangsbeschränkungen und Preis-
regulierungen, 2.) die Einführung des Bestellerprinzips für gemeinwirtschaftliche Leistungen 
und 3.) die Privatisierung öffentlicher Unternehmen. Diese drei Paradigmenwechsel verfolgen 
die gleichen grundsätzlichen Ziele: Stärkung der Märkte, Intensivierung des Wettbewerbs und 
Schaffung zusätzlicher Freiräume für unternehmerisches Handeln. 

Was der Markt in der Verkehrswirtschaft leisten kann, haben z.B. die Marktöffnungen im Luft-
verkehr und im Straßengüterverkehr eindrucksvoll gezeigt. Auch die ausgesprochen dynamische 
Entwicklung der Logistikmärkte seit Öffnung der Verkehrsmärkte ist ein Paradebeispiel für den 
"Wettbewerb als Entdeckungsverfahren" (Hayek 1968). Voraussetzung für funktionierende 
Transport- und Logistikmärkte, auf denen einzel- und gesamtwirtschaftliche Interessen mit-
einander in Einklang stehen, sind jedoch entsprechende staatliche Rahmenbedingungen.2 Bei 
der Setzung dieser Rahmenbedingungen geht es nicht nur um die grundsätzliche Frage nach den 
Grenzen des Marktes im Verkehr sondern auch und gerade um die Lokalisierung kohärenter 
Schnittstellen zwischen den originär unternehmerischen und den originär hoheitlichen Aufgaben 
in der Verkehrswirtschaft.3 Im Folgenden soll gezeigt werden, was die Netzökonomie zur 
systematischen Lokalisierung dieser Schnittstellen beitragen kann. Es soll vor allem verdeutlicht 
werden, wie wichtig eine differenzierte Betrachtung der einzelnen Wertschöpfungsstufen in 
Verkehrssystemen für die Schnittstellenlokalisierung ist. 

Der Aufsatz ist in sieben Abschnitte untergliedert. In Abschnitt 2 wird der disaggregierte Ansatz 
zur ökonomischen Analyse von Verkehrssystemen vorgestellt. Er bildet die konzeptionelle 
Grundlage für die nachfolgende Lokalisierung der staatlichen Regulierungsaufgaben in der 
Verkehrswirtschaft. In Abschnitt 3 geht es um Regulierungsaufgaben im Zusammenhang mit 
dem Marktmachtproblem, in Abschnitt 4 um die staatlichen Aufgaben bei der Bestellung ge-
meinwirtschaftlicher Leistungen und in Abschnitt 5 um technische Regulierungsaufgaben. 
Während über die drei genannten staatlichen Aufgabenbereiche grundsätzlich Konsens besteht, 
soll in Abschnitt 6 noch auf ein Thema eingegangen werden, über das sich kontrovers dis-
kutieren lässt: die Rollenverteilung zwischen Markt und Staat bei der Planung ganzer Verkehrs-
netze. Abschnitt 7 beendet den Aufsatz mit einem Fazit. 

                                                
2  Zur Vielfalt und Vielschichtigkeit der verkehrspolitischen Handlungsfelder für effiziente Logistikmärkte vgl. 

Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr (2008a). 
3  Auf einer Veranstaltung des Deutschen Verkehrsforums zum Thema "Regulierung mit Augenmaß: Wie viel Staat 

braucht der Verkehrssektor?" hat Staatssekretär Scheurle angekündigt, dass das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung eine Bestandsaufnahme der Regulierungsvorschriften für den Verkehrsbereich vor-
nehmen will. Die Schaffung eines kohärenten Regulierungsschemas insbesondere für den Schienenverkehr sei eine 
Hauptaufgabe seines Ministeriums in dieser Legislaturperiode (vgl. den Newsletter Nr. 3 des Deutschen Verkehrs-
forums vom Mai 2010, http://www.verkehrsforum.de/publikationen/newsletter). 
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2. Verkehrssysteme aus netzökonomischer Sicht 

Das Leistungsbild des Verkehrssektors in modernen Volkswirtschaften ist äußerst vielfältig. 
Um diese Vielfalt einer ökonomischen Analyse zugänglich zu machen, ist eine Strukturierung 
unerlässlich. Hierfür gibt es mehrere Möglichkeiten. Sowohl aus technischer Sicht als auch im 
Hinblick auf die Möglichkeit des intermodalen Wettbewerbs bietet sich eine Strukturierung 
nach Verkehrsträgern an. Nach diesem Kriterium lassen sich unterscheiden: Eisenbahn, 
Straßenverkehr, Binnenschifffahrt, Luftverkehr, Seeschifffahrt, Rohrfernleitungen und Nach-
richtenverkehr. Aus der Perspektive der volkswirtschaftlichen Mobilitätsbedürfnisse ist dagegen 
die Frage des zum Einsatz kommenden Verkehrsträgers nachrangig. Hier bietet sich eine 
Strukturierung nach den Transportobjekten an. Nach diesem Kriterium lassen sich Personen, 
Güter und Nachrichten als Transportobjekte unterscheiden (vgl. Aberle 2009: S. 18). Die 
obigen beiden Abgrenzungen lassen den Netzcharakter von Verkehrssystemen nicht deutlich 
werden. Hier hilft die mathematische Sicht weiter. In der Sprache der Graphentheorie ist ein 
Verkehrsnetz ein System bestehend aus Knoten und verbindenden Kanten, d.h. die Unter-
scheidung von Netzelementen rückt in den Vordergrund (vgl. Knieps 2007: S. 1 f.).  

Aus netzökonomischer Sicht sind die obigen Abgrenzungen nützlich und wichtig, aber zur 
Charakterisierung der Strukturmerkmale von Verkehrssystemen nicht ausreichend. Hierzu ist 
ihre vertikale Dimension, d.h. entlang der Wertschöpfungskette, mit einzubeziehen. Dies führt 
zu einer Unterscheidung der folgenden vier Netzebenen (vgl. Knieps 2007: S. 3): 

• Ebene 1:  Verkehrsdienste (z.B. Zugfahrt, Flug, LKW-Transport); 

• Ebene 2:  Verkehrssteuerungssysteme (z.B. Zugüberwachung, Flugsicherung); 

• Ebene 3: Verkehrsinfrastrukturen (z.B. Schienentrasse, Landebahn, Autobahn); 

• Ebene 4: Natürliche Ressourcen (z.B. Grund und Boden, Luftraum, Gewässer).4  

Zu den Funktionen auf der Ebene der Verkehrsdienste gehört nicht nur die Erbringung der 
reinen Transportleistung. Weitere Funktionen können sein: die Produkt- und Tarifgestaltung, 
das Marketing, die Übernahme von Speditionsaufgaben, das Angebot zusätzlicher Mehrwert-
dienste, die Verknüpfung zu integrierten Logistikkonzepten etc. Die Bedeutung der Funktionen 
auf der Ebene der Verkehrssteuerungssysteme ist insbesondere bei der Flugsicherung im Luft-
verkehr offensichtlich. Hier (wie auch bei der Eisenbahn) erfordert die Gewährleistung der 
Verkehrssicherheit und die Real-time-Steuerung der Verkehrsflüsse eine zentrale Kontroll-

                                                
4 Die Ressourcen auf dieser Ebene werden manchmal auch 'Verkehrsmedien' genannt: "Die Verkehrsmedien Land, 

Wasser und Luft sind durch die Natur determinierte Rahmenbedingungen, die wesentlich die Eigenschaften eines 
Verkehrssystems bestimmen" (Kummer 2010: S. 39). 
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instanz. Im Straßenverkehr überwiegt dagegen die dezentrale Steuerung der Verkehrsflüsse 
über Verkehrsregeln. Zu den Funktionen auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen gehören der 
Neu-, Aus- oder Umbau von Verkehrswegen und Stationen sowie deren Betrieb und Unter-
haltung. Die Ebene der natürlichen Ressourcen wird auch durch andere Wirtschaftsbereiche 
tangiert, aber – wie jedes größere Verkehrsprojekt deutlich vor Augen führt – berührt der Ver-
kehr in besonderer Weise die Belange von Umweltschutz und Raumordnung. Aus diesem 
Grund ist es richtig und wichtig, die natürlichen Ressourcen explizit als Teil der Wert-
schöpfungskette anzusehen. 

Man kann sich die Netzebenen als vertikal angeordnete Schichten vorstellen, die einander 
gegenseitig bedingen und in diesem Sinne in vertikalen Komplementaritätsbeziehungen stehen. 
Wer als Verkehrsunternehmen auf Ebene 1 aktiv werden will, der braucht Zugang zu den Vor-
leistungen der Ebenen 2 und 3. Wer als Infrastrukturunternehmen auf der Ebene 3 aktiv werden 
will, braucht wiederum Zugang zu natürlichen Ressourcen auf Ebene 4. Im Beispiel der Eisen-
bahn ist das besonders anschaulich: Ohne Grundstücke keine Schienen; ohne Schienen kein 
Zugverkehr; ohne Signale nur ein Zug auf dem Netz.5  

Die disaggregierte Perspektive ist der Ansatzpunkt für die konzeptionelle Unterscheidung und 
analytische Abgrenzung von Märkten. Jede der vier Netzebenen kann als eigenständiger Markt 
aufgefasst werden. Wer z. B. als Anbieter auf dem Markt für Verkehrsdienste aktiv werden 
will, muss zugleich als Nachfrager auf dem Markt für Verkehrsinfrastrukturkapazitäten aktiv 
werden. Nicht nur zur Analyse der Potenziale von Märkten ist ein disaggregiertes Vorgehen 
geboten. Spezifische staatliche Eingriffe in bestimmte Märkte bedürfen immer einer besonderen 
Rechtfertigung (systematisches Marktversagen oder verteilungspolitische Erwägungen). Will 
man zugleich die Grenzen des Marktes in der Verkehrswirtschaft herausarbeiten, dann sind die 
unterschiedlichen Märkte auf den vier Netzebenen der Ausgangspunkt für eine differenzierte 
Lokalisierung des staatlichen Handlungsbedarfs und der Rollenverteilung zwischen Markt und 
Staat. 

                                                
5  Der disaggregierte Ansatz verdeutlicht die vertikale Dimension der Verkehrsnetze. Er ergänzt so gesehen die 

mathematische Perspektive der Graphentheorie mit ihrem Fokus auf den horizontalen Komplementaritäts-
beziehungen zwischen Knoten und Kanten auf den einzelnen Wertschöpfungsstufen. Aus disaggregierter Sicht gilt 
es zu unterscheiden zwischen horizontalen Zusammenschaltungsproblemen (auf derselben Netzebene) und 
vertikalen Zusammenschaltungsproblemen (zwischen unterschiedlichen Netzebenen). 
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3. Regulierung von Marktmacht 

Wenn auf einem Markt der Wettbewerb funktionsfähig ist, gibt es keine Rechtfertigung für eine 
spezifische staatliche Marktmachtregulierung. In diesem Fall ist das allgemeine Wettbewerbs-
recht (in Deutschland in erster Linie das GWB – Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen) 
ausreichend, um verbleibende Wettbewerbsprobleme auf diesem Markt, z. B. wegen Kartell-
bildung, zu lösen. Dies gilt für alle Märkte einer auf den Prinzipien einer freien Wettbewerbs-
ordnung basierenden Volkswirtschaft (vgl. Eucken 1990), also auch für die Verkehrsmärkte.6

Eine Marktmachtregulierung ist nur dann gerechtfertigt, wenn der Wettbewerb auf einem Markt 
systematische Funktionsstörungen aufweist, zu deren Beseitigung die Instrumente des all-
gemeinen Wettbewerbsrechts nicht ausreichend sind. Dieser Fall ist bei monopolistischen 
Bottleneck-Einrichtungen gegeben. 

Die Theorie der monopolistischen Bottlenecks ist ein Konzept zur Charakterisierung netzspezi-
fischer Marktmacht (vgl. Knieps 1997). Zwei Bedingungen sind entscheidend für das Vorliegen 
einer monopolistischen Bottleneck-Einrichtung: a) Die Einrichtung ist unabdingbar, um Kunden 
zu erreichen, d.h. es ist kein aktives Substitut verfügbar. Diese Bedingung ist bei Vorliegen 
eines natürlichen Monopols erfüllt, denn in diesem Fall ist es die kostengünstigste Lösung, 
wenn nur ein einziger Anbieter den ganzen Markt bedient. b) Die Einrichtung ist mit an-
gemessenen Mitteln nicht duplizierbar, d.h. es ist kein potenzielles Substitut verfügbar. Diese 
Bedingung ist erfüllt, wenn die Investitionen, die zum Aufbau der Einrichtung erforderlich sind, 
in hohem Maße irreversibel sind. Dies ist bei Verkehrsinfrastrukturen aufgrund ihrer Erdge-
bundenheit typischerweise der Fall. 

Wenn eine Verkehrsinfrastruktur – zusätzlich zur Irreversibilität – die Eigenschaft eines natür-
lichen Monopols aufweist, dann handelt es sich um einen monopolistischen Bottleneck. Trotz 
Abbau gesetzlicher Marktzutrittsschranken ist der Wettbewerb hier nicht funktionsfähig. Wer in 
diesen Infrastrukturmarkt eintreten will, muss Investitionen in Kapitalgüter tätigen, die er im 
Falle eines späteren Marktaustritts nicht oder nur unter Inkaufnahme hoher Verluste anderweitig 
verwerten könnte. Im Falle eines natürlichen Monopols hat dies gravierende Auswirkungen auf 
die Wettbewerbssituation. Der Anbieter, der bereits im Markt ist, hat die irreversiblen In-
vestitionen bereits getätigt. Im Markt ist nur "Platz" für einen. Aber wohin soll der etablierte 
Anbieter verdrängt werden? Aufgrund der Irreversibilität hätte er im Falle eines Marktzutritts 
kaum mehr etwas zu verlieren. Er wäre deshalb bereit, jeden Preiskampf im Markt zu führen, 
solange er seine kurzfristigen Kosten decken kann. Eine lohnende alternative Verwendung für 

                                                
6  Der Verkehrsbereich galt lange Zeit als wettbewerbspolitischer Ausnahmebereich, in dem der Wettbewerb ent-

weder nicht möglich oder nicht erwünscht sei. Diese Vorstellung gilt spätestens seit der Sechsten Novelle des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) im Jahr 1998 als überholt. 
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die Infrastruktureinrichtung gibt es nicht. Der potenzielle Konkurrent wiederum weiß das schon 
vorher und wird, wenn er rational handelt, nicht in den Markt eintreten. Das wiederum sieht der 
etablierte Anbieter voraus und weiß, dass er vor Marktzutritt geschützt ist. Es gibt also nicht nur 
keinen aktiven Wettbewerb im Markt (weil natürliches Monopol) sondern auch keinen 
potenziellen Wettbewerb um den Markt (wegen Irreversibilität). Die Kombination aus natür-
lichem Monopol und irreversiblen Kosten wirkt hier wie eine Marktzutrittsschranke und gibt 
dem Bottleneck-Anbieter die Chance zur Ausübung von Marktmacht. 

Wenn ein monopolistischer Bottleneck vorliegt, ergibt sich in zweifacher Hinsicht ein Problem. 
Erstens, der fehlende Wettbewerb lässt erwarten, dass es zu allokativen Verzerrungen beim 
Angebot der reinen Bottleneck-Leistung kommt. Der Anbieter des monopolistischen Bottle-
necks kann z. B. durch überhöhte Tarife für seine Leistungen eine Monopolrente zulasten der 
Nachfrager abschöpfen. In Abhängigkeit von der Elastizität der Nachfrage wird dies zu einer 
Reduktion der Angebotsmenge im Vergleich zu einem Wettbewerbsszenario führen. Zweitens, 
Marktmacht kann nicht nur den Teilmarkt der reinen Bottleneck-Leistungen verzerren, sondern 
auch Teilmärkte in anderen Netzteilen, die zur Bottleneck-Leistung komplementär sind. Der 
Bottleneck-Eigentümer hat diesbezüglich ein Diskriminierungspotenzial. Er kann nun nicht nur 
unmittelbar den Bottleneck kontrollieren, sondern kann zusätzlich seine Marktmacht (mittelbar) 
auf die komplementären Netzteile übertragen. Ein Beispiel für diese zweite Dimension der 
Wettbewerbsproblematik ist ein vertikal integriertes Eisenbahnunternehmen, das konkur-
rierenden Eisenbahnverkehrsunternehmen den Zugang zur eigenen Eisenbahninfrastruktur ver-
weigert.7  

Als Lösungsstrategie für das Marktmachtproblem bietet sich eine disaggregierte Regulierung an. 
Sie sollte zwei wesentliche Elemente enthalten. Erstes Element ist die Sicherstellung eines dis-
kriminierungsfreien Zugangs zu den monopolistischen Bottlenecks. Zweites Element ist eine 
Preisregulierung der Bottleneck-Leistungen. Um den regulierten Unternehmen so viel Preis-
setzungsflexibilität wie möglich zu lassen, soll sich die Preisregulierung auf die Beschränkung 
des Preisniveaus konzentrieren und die Preisstruktur unreguliert lassen. Unabhängig davon 
sollte der staatliche Regulierungseingriff auf die monopolistischen Bottlenecks beschränkt 
bleiben, weil hier die eigentliche Problemursache liegt. In den anderen, wettbewerbsfähigen 
Teilen des Netzsektors bedarf es dagegen keiner Marktmachtregulierung. Hier ist der Wett-
bewerb funktionsfähig (vgl. Knieps 2007: Kap. 8). 

                                                
7  Solche und ähnlich gelagerte Wettbewerbsprobleme sind typisch für liberalisierte Netzsektoren. Immer ist zu 

befürchten, dass nicht nur die Bottleneck-Leistung selbst ineffizient bereitgestellt wird, sondern dass darüber 
hinaus auch die (an sich vorhandenen) Möglichkeiten für aktiven und potenziellen Wettbewerb in anderen Netz-
teilen durch monopolistische Bottlenecks massiv beeinträchtigt werden. 
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Im Hinblick auf den Regulierungsbedarf wegen Marktmacht in der Verkehrswirtschaft ergeben 
sich aus der Theorie der monopolistischen Bottlenecks folgende Schlussfolgerungen: 

(1) Auf der Ebene der Verkehrsdienste ist der Wettbewerb funktionsfähig. Es ist zwar nicht 
ausgeschlossen, dass auf einzelnen Relationen natürliche Monopole vorliegen, aber aufgrund 
der alternativen Einsatzmöglichkeiten der Kapitalgüter, z. B. Flugzeugen, auf anderen 
Relationen, ist der Irreversibilitätsgrad der Investitionen vergleichsweise gering. Unabhängig 
von der schwer zu beantwortenden Frage, ob nun auf bestimmten Dienstemärkten natürliche 
Monopole vorliegen oder nicht, folgt daraus, dass auf der Ebene der Verkehrsdienste nicht 
mit monopolistischen Bottlenecks zu rechnen ist.8 Die entscheidende Voraussetzung für die 
Ausschöpfung der Wettbewerbspotenziale ist jedoch der diskriminierungsfreie Zugang zur 
Verkehrsinfrastruktur. 

(2) Auf der Ebene der Verkehrssteuerungssysteme wäre aktiver Wettbewerb verheerend für die 
Verkehrssicherheit. Die Steuerung der Verkehrsflüsse auf einer Verkehrsinfrastruktur muss 
zwingend von einer einzigen Institution geregelt werden, die so gesehen ein natürliches 
Monopol darstellt.9 Allerdings ist die Technologie moderner Verkehrssteuerungssysteme 
zunehmend Software-orientiert, so dass nicht von einer ausgeprägten Irreversibilität der 
Kosten auszugehen ist. Verkehrssteuerungssysteme stellen folglich keine monopolistischen 
Bottlenecks dar. Es ist vielmehr ein Versteigerungswettbewerb vorstellbar. Das Ver-
steigerungsobjekt bestünde darin, die Funktionen der Verkehrssteuerung auf einer Verkehrs-
infrastruktur in einem wohldefinierten geographisch abgegrenzten Gebiet für eine fest-
gelegte Zeitperiode zu übernehmen (vgl. Knieps 2007: S. 160 f.). 

(3) Auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen sind die Wettbewerbspotenziale am geringsten 
und die Gefahr von Marktmacht am größten. Wie bereits oben ausgeführt sind Investitionen 
in die Verkehrsinfrastruktur aufgrund ihrer Erdgebundenheit weitgehend irreversibel. Hinzu 
kommen typischerweise relativ große Investitionsvolumina, technologisch bedingte Unteil-
barkeiten, eine meist lange Planungs- und Bauphase sowie eine im Vergleich zu vielen 

                                                
8  Aus diesem Grund kann an dieser Stelle auch die (ebenfalls schwer zu beantwortende) Frage offengelassen werden, 

welches Wettbewerbskonzept denn nun am geeignetsten ist, um die Wettbewerbsprozesse auf dieser Ebene zu 
charakterisieren. Das Konzept der vollkommenen Konkurrenz ist jedenfalls kein geeigneter Ausgangspunkt, weil 
drei Phänomene, die kennzeichnend für wettbewerbliche Dienstemärkte sind, durch dieses Konzept nicht adäquat 
abgebildet werden können: a) Größenvorteile in der Produktion, b) Präferenzen der Konsumenten für Produktviel-
falt und c) die Suche nach Produkt- und Prozessinnovationen (vgl. Knieps 2010). Dieses spezielle Spannungsfeld, 
in dem sich der Wettbewerb in Netzen abspielt, ist eine besondere Ausprägung des allgemeineren Spannungsfelds 
zwischen Konsum (hier: Vielfalt), Produktion (hier: Größenvorteile) und Innovation (hier: neue Dienste), das 
generell wirtschaftliche Aktivitäten kennzeichnet (vgl. Weizsäcker 1981). 

9  Auch bei überwiegend dezentraler Steuerung der Verkehrsflüsse, wie im Straßenverkehr, wären konkurrierende 
Verkehrsregeln fatal. 
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anderen Kapitalgütern sehr lange wirtschaftliche Lebensdauer (vgl. Weiß 2009: S. 46). 
Aktiver Wettbewerb auf einzelnen Infrastrukturmärkten ist nicht per se ausgeschlossen (z. B. 
wenn eine Großstadt mehrere aus Nachfragersicht gleichwertige Flughäfen hat10), aber es ist 
– zumindest im europäischen Kontext – davon auszugehen, dass ein erheblicher Teil der 
Verkehrsinfrastrukturen die Eigenschaften eines natürlichen Monopols aufweist und folglich 
als regulierungsbedürftiger monopolistischer Bottleneck einzustufen ist.11

(4) Auf der Ebene der natürlichen Ressourcen ist unbeschränkter Wettbewerb im Konsum 
denkbar und möglich, er würde aber zu einer Übernutzung der jeweiligen natürlichen 
Ressource führen. Um dies zu verhindern, ist eine staatliche Regulierung erforderlich. Die 
Wurzel dieses Problems ist jedoch nicht in der Marktmacht einzelner Wirtschaftsteilnehmer 
begründet, sondern im Fehlen bzw. der unzureichenden Spezifikation von Eigentumsrechten 
(dazu mehr in Abschnitt 5.1). Wenn jedoch diese Eigentumsrechte spezifiziert und eindeutig 
zugeordnet sind, dann kann auch ein wettbewerblicher Markt für diese Rechte, z. B. Grund-
stücke oder Emissionszertifikate, entstehen.  

4. Bestellung gemeinwirtschaftlicher Leistungen 

Gemeinwirtschaftliche Leistungen sind defizitäre Leistungen der Verkehrswirtschaft, die kein 
im Wettbewerb stehendes Unternehmen dauerhaft freiwillig anbieten würde, weil die am Markt 
erzielten Erlöse nicht ausreichen, um die Kosten zu decken. Dass sie dennoch bereitgestellt 
werden, liegt daran, dass sie politisch erwünscht sind und subventioniert werden. Ein Beispiel 
ist der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV) in Deutschland. Hier decken die am Markt 
erzielten Fahrgelderlöse teilweise nicht einmal die Hälfte der Kosten; der Rest wird vom Steuer-
zahler finanziert. Die öffentlichen Finanzleistungen bewegen sich in einer Größenordnung von 
15 Mrd. Euro jährlich. Diese Größenordnung lässt sich nicht mit Effizienzargumenten recht-
fertigen. Dahinter stehen vor allem verteilungspolitische Ziele (vgl. Weiß 2006: S. 138-144).  

                                                
10  Eine interessante Entflechtungsdebatte läuft seit geraumer Zeit in Großbritannien. Dabei geht es vor allem um die 

Frage, ob und inwieweit die drei Londoner Flughäfen entflochten werden sollen (vgl. Competition Commission 
2009). 

11  Auf anderen Kontinenten mag dies anders sein. So weisen z.B. die Schienennetze der miteinander in Konkurrenz 
stehenden amerikanischen Gütereisenbahnen teilweise überlappende oder gar parallel verlaufende Strecken auf. Im 
amerikanischen Kontext ist das Vorliegen eines natürlichen Monopols weniger plausibel als im Kontext der 
heutigen europäischen Eisenbahnnetze und nicht zuletzt deshalb hat die USA bei der Liberalisierung der 
amerikanischen Eisenbahnen einen anderen Ansatz verfolgt als die EU. Im Zentrum des US-Ansatzes steht der 
Wettbewerb vertikal integrierter Eisenbahnunternehmen, die sich überwiegend auf den Güterverkehr spezialisiert 
haben (vgl. Knieps/Weiß 2009: S. 142). 
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Die Relevanz des Defizitproblems in der Verkehrswirtschaft wird verständlicher, wenn man 
sich die große Bedeutung vor Augen führt, die dem Konzept der Daseinsvorsorge nach wie vor 
beigemessen wird. Auf europäischer Ebene werden die Leistungen der Daseinsvorsorge auch als 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse bezeichnet: 

"Das Konzept der Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse 
umfasst [.] insbesondere bestimmte Leistungen der großen netzgebundenen 
Wirtschaftszweige wie des Verkehrswesens, der Postdienste, des Energie-
sektors und der Telekommunikation. Der Begriff gilt jedoch auch für jede 
sonstige wirtschaftliche Tätigkeit, die mit Gemeinwohlverpflichtungen ver-
knüpft ist." (EU-Weißbuch vom 12.05.2004, KOM(2004) 374, S. 27). 

Wie das Zitat verdeutlicht, spielen in diesem Kontext die Netzwirtschaften, insbesondere die 
Verkehrswirtschaft, eine hervorgehobene Rolle. In diesem Politikbereich lässt sich aus öko-
nomischer Sicht vieles kritisch hinterfragen. So gilt z. B. die Vorstellung, dass Verkehrsinfra-
strukturen per se öffentliche Güter seien und deshalb grundsätzlich vom Staat bereitgestellt und 
finanziert werden müssen, unter Ökonomen mittlerweile als überholt (vgl. Knieps 2005). 
Gleichwohl muss man zur Kenntnis nehmen, dass auf absehbare Zeit ein breiter politischer 
Konsens darüber besteht, dass in der Verkehrswirtschaft bestimmte defizitäre Leistungen sub-
ventioniert werden, z. B. im Busverkehr oder bei der Eisenbahn.  

Wenn wir diesen politischen Konsens als gegeben akzeptieren – und in der Regulierungsöko-
nomie akzeptiert man ihn – dann haben wir es mit einem staatlichen Beschaffungsproblem zu 
tun. Der Staat will zusätzliche Leistungen beschaffen, die über das hinausgehen, was der Markt 
von sich aus bereitstellt. Hier stellt sich als nächstes die Frage, wie die politisch gewünschten 
Leistungen möglichst effizient bereitgestellt werden können. Vor der Liberalisierung wurde 
dieses Beschaffungsproblem vor allem durch die öffentlichen Unternehmen gelöst; finanziert 
durch interne Quersubventionierung aus den Monopolrenten in den gesetzlich vor Marktzutritt 
geschützten profitablen Bereichen, und – falls das nicht ausreichte – durch externen Defizitaus-
gleich aus den öffentlichen Haushalten. Im Zuge der Liberalisierung kam es hier zu dem bereits 
oben in Abschnitt 1 erwähnten Paradigmenwechsel hin zum Bestellerprinzip. 

Die idealtypische Umsetzung des Bestellerprinzips lässt sich in drei Phasen unterteilen. In der 
Phase 1 wird der gewünschte Leistungsumfang – einschließlich politisch erwünschten Preisen 
und Minimalqualitäten – im politischen Prozess im Rahmen der verfügbaren Budgets fest-
gelegt.12 In der Phase 2 wird angestrebt, den kostengünstigsten Ersteller (Produzent) in einem 
transparenten, diskriminierungsfreien und wettbewerblichen Vergabeverfahren zu ermitteln. In 

                                                
12  Diese Budgets werden entweder aus Steuermitteln oder – wie z. B. im Fall der Telekommunikation – aus den 

Einnahmen einer Umlage (Universaldienstabgabe) gespeist (vgl. Knieps 2007: Kap. 7). 
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der Phase 3 wird der Vertrag erfüllt, der zwischen Besteller und Ersteller geschlossen wird. Die 
Details der zu erbringenden Leistungen, die Modalitäten der Bezahlung, die Vertragsdauer usw. 
sind wesentliche Elemente des Beschaffungsvertrags (vgl. Weiß 2009: S. 54-56). 

In Bezug auf die Relevanz des staatlichen Beschaffungsproblems und die Umsetzbarkeit des 
Bestellerprinzips gibt es signifikante Unterschiede zwischen den vier Netzebenen der Ver-
kehrswirtschaft:  

(1) Auf der Ebene der Verkehrsdienste kann das Bestellobjekt (inkl. geforderter Mindest-
standards der Verkehrsbedienung) in den Beschaffungsverträgen relativ gut und vollständig 
spezifiziert werden. Für die zur Bereitstellung von Verkehrsdiensten erforderlichen Kapital-
güter gibt es alternative Verwendungsmöglichkeiten, meist auch Secondhand-Märkte. Ein 
regelmäßiger Ausschreibungswettbewerb (z. B. alle 3-5 Jahre) ist möglich. Im Busverkehr 
gibt es genügend Beispiele, die das empirisch stützen (vgl. Hensher/Wallis 2005). Im 
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) gibt es ähnliche Potenziale. In Deutschland wurde im 
Rahmen der Bahnreform die Aufgabe der Bestellung der defizitären SPNV-Leistungen den 
Bundesländern übertragen. Auch wenn es bei der wettbewerbsorientierten Umsetzung dieser 
so genannten Regionalisierung nach wie vor erhebliche Widerstände gibt, so ist unstrittig, 
dass auch im Eisenbahnsektor der Ausschreibungswettbewerb auf der Ebene defizitärer Ver-
kehrsdienste funktionsfähig ist. 

(2) Auf der Ebene der Verkehrssteuerungssysteme ist das Problem defizitärer Leistungen (zu-
mindest bislang) empirisch kaum relevant. So werden z. B. für die Leistungen der Flug-
sicherung in der Regel kostendeckende Gebühren erhoben.13 Ungeachtet dessen würde die 
Umsetzung des Bestellerprinzips auf dieser Ebene keine grundsätzlich neuen Probleme auf-
werfen. Wie bereits oben in Abschnitt 3 ausgeführt, wäre auf dieser Ebene auch bei voller 
Kostendeckung über Gebühren ein Versteigerungswettbewerb sinnvoll. Dieser könnte um 
eine staatliche Subventionskomponente ergänzt werden. Den Zuschlag erhielte derjenige 
Bieter mit dem geringsten Subventionsbedarf für die Flugsicherungsleistungen (inkl. der 
politisch gewünschten defizitären Leistungen). 

(3) Auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen ist die Umsetzung des Bestellerprinzips ungleich 
schwieriger. Hier ist die Annahme vollständiger Beschaffungsverträge nicht plausibel. Die 
besondere Problematik der Vertragsausgestaltung und Vertragserfüllung ist auf den idiosyn-
kratischen Charakter der erforderlichen Investitionen zurückzuführen. Wenn defizitäre Ver-
kehrsinfrastrukturen bestellt werden, kommt es zu einer Kombination aus Defizitproblem 

                                                
13  Die EU will die Gebühren möglichst kostenorientiert harmonisieren, vgl. hierzu die Verordnung (EG) Nr. 

1794/2006 der Kommission vom 6. Dezember 2006 zur Einführung einer gemeinsamen Gebührenregelung für 
Flugsicherungsdienste, Amtsblatt der Europäischen Union L 341 vom 07.12.2006, S. 3-16. 
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und Marktmachtproblem. Ob bei defizitären monopolistischen Bottlenecks ein wiederholter, 
d.h. nicht nur einmaliger, Ausschreibungswettbewerb funktionsfähig sein kann, ist fraglich.14

Was bleibt, ist die Möglichkeit anreizkompatibler Vertragsgestaltungen kombiniert mit 
einem entscheidungsorientierten Costing zur Ermittlung des Subventionsbedarfs (vgl. Weiß 
2009: Kap. 8).15  

(4) Die Ebene der natürlichen Ressourcen mit gemeinwirtschaftlichen Leistungen in Ver-
bindung zu bringen, mag auf den ersten Blick abwegig erscheinen. Gleichwohl gibt es in 
Deutschland ein wichtiges Beispiel: die Subventionierung erneuerbarer Energien nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG). Das dahinterstehende politische Ziel ist die Ein-
dämmung klimaschädlicher Formen der Energiegewinnung. Ob dieses Ziel mit diesem 
Instrument effizient erreicht werden kann, ist allerdings sehr umstritten (vgl. Wissenschaft-
licher Beirat Wirtschaft 2004). 

5. Technische Regulierung 

5.1 Umwelt 

Vom Verkehr gehen in erheblichem Umfang schädliche Umweltwirkungen aus, z. B. Luftver-
schmutzung oder Bodenversiegelung. Sofern sich diese schädlichen Wirkungen nicht in ent-
sprechend höheren Marktpreisen widerspiegeln, werden sie von den Marktteilnehmern nicht 
ausreichend bei ihren ökonomischen Entscheidungen berücksichtigt, was zu einer Übernutzung 
der natürlichen Umwelt führt. Das daraus resultierende Marktversagen besteht nicht in der 
Existenz schädlicher Umweltwirkungen per se, sondern in ihrem zu großen Umfang. Aus 
gesamtwirtschaftlicher Sicht wäre ein effizienter Schadensumfang dann erreicht, wenn der 
durch die Umweltwirkung hervorgerufene Grenzschaden gerade den Grenzkosten der 
Schadensvermeidung entspricht.  

Externalitäten im Umweltbereich stellen aktuell eine der wichtigsten Formen von Marktver-
sagen dar. Der staatliche Handlungsbedarf ist unbestritten. Aufgrund der meist großen Zahl der 

                                                
14  Die Irreversibilität wurde in der Regulierungsökonomie bislang vor allem im Kontext der Marktmachtregulierung 

profitabler Netzinfrastrukturen diskutiert. Die Probleme bei der Bestellung defizitärer Netzinfrastrukturen blieben 
weitgehend ausgeklammert. Der Fokus bei der Umsetzung des Bestellerprinzips lag auf den defizitären Netz-
diensten, bei denen der Ausschreibungswettbewerb funktionsfähig ist. 

15 Wie schwierig die Umsetzung des Bestellerprinzips bei defizitären Verkehrsinfrastrukturen ist, zeigt das Beispiel 
der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung, die im Januar 2009 zwischen Bund und Deutsche Bahn unter-
zeichnet wurde (Internet-Download einer gekürzten Fassung möglich; zuletzt abgerufen am 03.05.2012: 
http://www.eba.bund.de/cln_007/nn_804172/DE/Fachthemen/LuFV/Vereinbarung/ 
LuFV__ohne8.3,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/LuFV_ohne8.pdf)
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Betroffenen und den in Folge dessen prohibitiv hohen Transaktionskosten scheiden private 
Verhandlungen à la Coase in der Regel als Problemlösung aus. Gleichwohl stellt das Coase-
Theorem den geeigneten Ausgangspunkt für umweltpolitische Problemlösungen dar, weil es die 
große Bedeutung von Eigentumsrechten hervorhebt. Fehlende oder unzureichend spezifizierte 
Eigentumsrechte an knappen Ressourcen sind die Wurzel von Externalitätenproblemen (vgl. 
Coase 1960). Ein bekanntes Beispiel ist das so genannte Allmende-Problem ("Tragedy of the 
Commons"). 

In Bezug auf die Externalitäten im Verkehrsbereich ist es wichtig, die unterschiedlichen Er-
scheinungsformen und Ursachen voneinander zu trennen. Auch hier empfiehlt sich wieder ein 
disaggregiertes Vorgehen (vgl. zum Folgenden Aberle 2009: S. 583 f.). 

Auf der Ebene der Verkehrsdienste sind zu unterscheiden: 

• Schadstoffemissionen; 

• CO2-Ausstoß; 

• Lärmemissionen; 

• Schäden durch Erschütterungen; 

• die Folgen von Unfällen (soweit nicht durch Versicherungen internalisiert). 

Auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen sind zu unterscheiden: 

• Bodenversiegelungseffekte, v. a. Wirkungen auf Grundwasser sowie Flora und Fauna; 

• Trennwirkungen aufgrund der Zerschneidung von Kulturflächen und Siedlungen; 

• Landverbrauchseffekte (soweit nicht in Preisen für Grund und Boden internalisiert). 

Die genannten Externalitätenprobleme sind nicht sektorspezifisch. Partielle Lösungsansätze, die 
nur auf den Verkehrssektor oder sogar nur ganz bestimmte Verkehrsträger zielen, greifen des-
halb zu kurz. Ein Beispiel sind die CO2-Emissionen: 

"Eine aus ökonomischer Perspektive optimale Klimapolitik müsste alle 
emittierenden Sektoren in einem geschlossenen und in sich konsistenten Politik-
ansatz umfassen, z. B. mittels eines globalen Emissionshandelssystems. [...] Für 
das Erreichen der Reduktionsziele bis zum Jahr 2020 sind regionale und sektorale 
Maßnahmen unabdingbar. Bei diesen "second best"-Ansätzen handelt es sich um 
sektororientierte, also spezifische Instrumente, die nur für bestimmte Verkehrs-
mittel gelten. Sie haben den Vorteil guter Dosierbarkeit, können aber zu un-
erwünschtem Ausweichverhalten anregen und die intermodale und internationale 
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Wettbewerbslage verzerren" (Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr 2008b: S. 
626). 

5.2 Sicherheit 

Mit dem Betrieb von modernen Verkehrssystemen können große Sicherheitsrisiken für deren 
Benutzer und die dort beschäftigen Arbeitnehmer sowie für unbeteiligte Dritte und die Umwelt 
verbunden sein. Ein Mindestmaß staatlicher Eingriffe ist zur Aufrechterhaltung der Verkehrs-
sicherheit zwingend erforderlich. Aus der Perspektive des disaggregierten Ansatzes gilt dies 
insbesondere für die Ebene der Verkehrssteuerungssysteme. Im Luftverkehr z. B. müssen die 
Kompetenzen der Flugsicherung eindeutig geregelt und einer verantwortlichen Kontrollinstanz 
zugeordnet werden. Ob man im Straßenverkehr besser ein Rechtsfahrgebot (wie in Deutsch-
land) oder ein Linksfahrgebot (wie in Großbritannien) einführen sollte, mag ja noch dis-
kussionswürdig sein; aber es wird doch niemand bestreiten wollen, dass eine zentrale und ein-
deutige Festlegung der Fahrtrichtung in einem Land notwendig ist.16 Kontroverser wird es da-
gegen, wenn man die Ebene der für die Funktionsfähigkeit eines Verkehrssystems elementaren 
Sicherheitsstandards verlässt.17  

Die Sicherheit ist ein wichtiges Qualitätsmerkmal eines Verkehrssystems. Andere wichtige 
Qualitätsmerkmale sind (z. B. im öffentlichen Personenverkehr) die Reisegeschwindigkeit, die 
Bedienungshäufigkeit oder der Komfort. Wie bei diesen anderen Qualitätsmerkmalen stellt sich 
auch bei der Verkehrssicherheit die Frage nach den Nutzen und Kosten (vgl. Savage 1999: S. 
537 ff.). Auf der Nutzenseite ist die Zahlungsbereitschaft der Verkehrsnachfrager der ent-
scheidende Maßstab. Gegenüberstellt werden müssen die Kosten der Sicherheit bei Verkehrs-
unternehmen, den Benutzern und ggf. der Gesamtheit der Steuerzahler. Aus ökonomischer 
Sicht ist ein optimales Sicherheitsniveau dann erreicht, wenn die marginale Zahlungsbereit-
schaft der Nachfrager für ein Mehr an Verkehrssicherheit gerade den Grenzkosten dieser zu-
sätzlichen Sicherheit entspricht.18  

Diese allereinfachste ökonomische Charakterisierung eines optimalen Sicherheitsniveaus geht 
davon aus, dass die Verkehrsnachfrager alle dieselben Präferenzen bzw. Zahlungsbereitschaften 
                                                
16  Die Festlegung der Fahrtrichtung ist ein Beispiel für einen Kompatibilitätsstandard. Die Theorie der Kompatibili-

tätsstandards und das ihr zugrundeliegende Konzept der Netzexternalitäten haben sich in den letzen zwei Jahr-
zehnten zu einem fruchtbaren Forschungsgegenstand der Netzökonomie entwickelt (vgl. Knieps 2007: Kap. 6).

17  In einem jüngst veröffentlichten Gutachten hat der Wissenschaft Beirat für Verkehr (2010) zahlreiche Vorschläge 
unterbreitet, wie die Straßenverkehrssicherheit in Deutschland noch weiter erhöht werden könnte. 

18  Auch im Optimum kann es Unfälle geben. Eine 100%ige Verkehrssicherheit wäre – sofern überhaupt in der Praxis 
realisierbar – unbezahlbar. Die Parallele zur Umweltproblematik ist offenkundig: Ein vollständiger Verzicht auf 
umweltschädliche Wirkungen des Verkehrs wäre – sofern realisierbar – unbezahlbar.  
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für Sicherheit haben. Wenn diese Voraussetzung nicht erfüllt ist, dann wäre es für die Nach-
frager besser, wenn sie aus mehreren Verkehrsangeboten mit unterschiedlichen Sicherheits-
niveaus auswählen könnten. Produktdifferenzierung ist kennzeichnend für liberalisierte Ver-
kehrsmärkte. Der Wettbewerb auf der Ebene der Verkehrsdienste hat offenbart, dass die 
Präferenzen der Verkehrsnachfrager für Qualität sehr heterogen sind.19 Wenn bestimmte Nach-
frager bewusst auf ein besonders hohes Sicherheitsniveau verzichten, dann tun sie das aus dem-
selben Grund wie Fluggäste, die eine Low-Cost-Airline mit geringem Komfort und dünnem 
Flugplan wählen: einem niedrigeren Preis.20 Das gleichzeitige Nebeneinander von Verkehrsan-
bietern mit unterschiedlichen Sicherheitsniveaus wäre unter diesen Umständen kein Zeichen 
von Marktversagen, sondern – im Gegenteil – kennzeichnend für einen Dienstemarkt mit 
funktionierendem Wettbewerb.21

Zu Marktversagen bei der Bereitstellung von Verkehrssicherheit kann es jedoch aus einem 
anderen Grund kommen: unvollständiger Information. Die obigen Überlegungen gehen davon 
aus, dass die Nachfrager ausreichend über die unterschiedlichen Sicherheitsniveaus der ver-
schiedenen Anbieter informiert sind. Können die Nachfrager die Sicherheitsunterschiede da-
gegen nicht erkennen, so bleibt ihnen nichts anderes übrig, als sich an der durchschnittlichen 
Sicherheit aller Anbieter zu orientieren. In diesem Fall haben Anbieter mit einem besonders 
hohen Sicherheitsniveau keine Chance, die damit einhergehenden höheren Kosten über einen 
entsprechend höheren Preis für ihre qualitativ höherwertigeren Leistungen zu decken. Sie 
werden ihre Angebote vom Markt nehmen bzw. ein niedrigeres Sicherheitsniveau anbieten. Es 
kommt zu einem Prozess der Negativauslese, der im Extremfall dazu führt, dass nur Anbieter 
mit einem relativen niedrigen Sicherheitsniveau im Markt übrig bleiben (vgl. Akerlof 1970). 

Eine Lösungsmöglichkeit für dieses Marktversagen ist die Setzung von minimalen Sicherheits-
standards, die von keinem Anbieter unterschritten – wohl aber übertroffen – werden dürfen 

                                                
19  Deshalb ist die Theorie des monopolistischen Wettbewerbs besonders hilfreich zum Verständnis des Wettbewerbs 

auf der Ebene der Verkehrsdienste (vgl. Knieps 2010). 
20  "This important insight is perhaps one of the most important contributions that economists can bring to the safety 

debate. Society may be better served if carriers are allowed to offer a range of safety alternatives rather than being 
required to provide a uniform high level of safety" (Savage 1999: S. 539). 

21  Im Falle monopolistischer Bottlenecks auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen ist der Wettbewerb nicht 
funktionsfähig. Im Rahmen der staatlichen Marktmachtregulierung muss die Regulierungsbehörde hier dafür 
Sorge tragen, dass das regulierte Infrastrukturunternehmen nicht die Qualität (einschließlich Sicherheit) bewusst 
vernachlässigt, um "heimlich" Kosten zu sparen und damit eine Preisregulierung auszuhebeln. Ein unabhängiges 
Argument für eine staatliche Sicherheitsregulierung folgt daraus jedoch nicht. Es handelt sich um ein Folge-
problem des Marktmachtproblems.
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(vgl. Leland 1979).22 Allerdings sprechen mehrere Gründe dafür, den Umfang und die Tiefe 
staatlich gesetzter Sicherheitsstandards regelmäßig auf ihre Notwendigkeit zu überprüfen: 

a) Die Einhaltung der Regulierungsvorschriften verursacht Kosten, die letztlich in die 
Preise eingehen und von den Konsumenten getragen werden müssen. Aus gesamtwirt-
schaftlicher Sicht sind auch die administrativen Kosten der Regulierungsbehörden 
nicht zu vernachlässigen.  

b) Übermäßige Sicherheitsstandards können wie Marktzutrittsschranken wirken und sind 
diesbezüglich anfällig für strategischen Missbrauch, z. B. indem Interessengruppen 
Einfluss auf die staatlichen Regulierungsbehörden zu nehmen versuchen. 

c) Die Möglichkeiten zur Standardsetzung ohne staatliche Beteiligung, z. B. Komitee-
lösungen von Branchenverbänden, sollten nicht von vornherein ausgeschlossen 
sondern offengehalten werden. 

d) Staatliche Sicherheitsregulierungen sind häufig Input-orientiert. Aus ökonomischer 
Sicht wäre eine Output-Orientierung besser. Das würde den Verkehrsunternehmen 
oder ihren Branchenverbänden Freiräume und Anreize zur Suche nach neuen 
technischen Lösungen geben, die die staatlich gesetzten Sicherheitsstandards (die als 
Performance-Standards formuliert wären) mit geringerem Ressourcenaufwand er-
füllen. 

e) Zu weit gehende und zu detaillierte nationalstaatliche Vorschriften erschweren die 
internationale Harmonisierung, z. B. auf EU-Ebene.23

                                                
22  Der traditionelle Lösungsansatz, das Schadens- und Haftungsrecht, hat sich im Verkehrsbereich als nicht aus-

reichend erwiesen: "In der Tat stellen wir eine besondere Regulierungsdichte in jenen Bereichen fest, in denen die 
durch das Zivilrecht nur unzureichend erfassten immateriellen Schäden sich besonders häufen. Dies gilt für die 
Regulierung des Straßenverkehrs ebenso wie für die Regulierung von Berufszulassungen, etwa den Beruf des 
Arztes. Ob diese Bereiche insgesamt durch die Rechtsordnung befriedigend geregelt sind, lässt sich nur feststellen, 
wenn man die Gesamtwirkungen der zivil- und der öffentlich-rechtlichen Normen analysiert. Sicherheits-
regulierung ist aber in vielen Fällen, insbesondere wenn es um die Vermeidung von Schäden an Leib und Leben 
geht, bis heute mit erheblichen Inkonsistenzen behaftet. Bei der Festlegung von Regulierungsstandards werden 
Kosten-Nutzenrechnungen unter Einbeziehung des Wertes der Todesverhütung oft nicht in hinreichendem Umfang 
durchgeführt. Stattdessen werden über den politischen Prozess Grenzwerte festgelegt." (Schäfer/Ott 2005: S. 383). 

23  Die Notwendigkeiten und Hindernisse auf dem Weg zu einer stärkeren internationalen Harmonisierung 
technischer Regulierungen in der Verkehrswirtschaft sollen an dieser Stelle nicht vertieft werden. Zur Inter-
operabilität der europäischen Flugsicherungssysteme vgl. Knieps (2007: S. 136 f.) und zur Interoperabilität im 
europäischen Eisenbahnsektor vgl. Knieps/Weiß (2009: S. 156-160). 
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6.  Netzplanung als staatliche Aufgabe? 

Neben der im vorangegangenen Abschnitt diskutierten Sicherheit ist der Netzaufbau ein 
weiteres wichtiges Qualitätsmerkmal von Verkehrssystemen. Grundsätzlich gilt in Netzwirt-
schaften der Netzaufbau als unternehmerische Aufgabe.24 Wenn gemäß dem disaggregierten 
Ansatz die einzelnen Ebenen eines Verkehrssystems als unterschiedliche Märkte aufgefasst 
werden, dann können auch die unternehmerischen Strategien des Netzaufbaus auf den einzelnen 
Ebenen unterschiedlich sein. Ein häufig genanntes Beispiel auf der Ebene der Verkehrsdienste 
ist das Aufkommen der Hub-and-Spoke-Liniennetze als Alternative zu Punkt-zu-Punkt-
Verbindungen in deregulierten Flugverkehrsmärkten. 

Aber auch auf den anderen Netzebenen ist eine evolutorische Weiterentwicklung der vor-
handenen Netze möglich. So wäre z. B. eine unabhängige europäische Zugüberwachungs-
organisation denkbar, deren Überwachungsnetz über die nationalstaatlichen Grenzen hinaus-
geht, während gleichzeitig auf der Ebene der Eisenbahninfrastruktur die Netzbetreiber weiterhin 
eine an diesen Grenzen orientierte "Netzphilosophie" verfolgen (vgl. Knieps/Weiß 2009: S. 
157-159). Wie unterschiedlich diese Netzphilosophien sein können, zeigt der Vergleich 
zwischen dem auf den Hochgeschwindigkeitspersonenverkehr spezialisierten TGV-Netz der 
französischen Eisenbahnen und den ersten ICE-Neubaustrecken der ehemaligen Deutschen 
Bundesbahn, die als Mehrzweck-Infrastrukturen auch für Güterverkehr geeignet sind.  

Es stellt sich die Frage, welche Rolle der Staat bei der Planung des Netzaufbaus auf den einzel-
nen Ebenen von Verkehrssystemen spielen sollte: 

(1) Auf der Ebene der Verkehrsdienste ist bezüglich nahezu aller Verkehrsträger unbestritten, 
dass die Netzplanung eine originär unternehmerische Aufgabe ist, deren Qualität durch 
Wettbewerb gefördert und nicht behindert wird. Die einzige Ausnahme ist der öffentliche 
Personennahverkehr (ÖPNV). Hier werden gesetzliche Marktzutrittsschranken immer noch 
damit gerechtfertigt, dass ansonsten eine zentrale Angebotsplanung im Rahmen von 
Verkehrsverbünden nicht mehr durchsetzbar wäre. Dabei wird übersehen, dass es auch auf 
geöffneten Dienstemärkten Anreize zur Kooperation gibt (vgl. Weiß 1999).25

                                                
24  "Die Suche nach einem optimalen Netzaufbau ist eine komplexe unternehmerische Aufgabe jedes Netzbetreibers, 

gilt es doch, verschiedene Entscheidungsparameter simultan zu berücksichtigen. Hierzu zählen u.a. Strategien zur 
Produktdifferenzierung, zur Netzkapazität und zur Netzqualität. Hiermit verbunden sind effiziente Netzausbauent-
scheidungen unter Einbeziehung der Pfadabhängigkeit. Prognosefehler bezüglich der Netzauslastung stellen unter-
nehmerische Risiken dar und sind nicht automatisch mit Ineffizienzen gleichzusetzen." (Knieps 2007: S. 32). 

25  Eine zentrale staatliche Angebotsplanung ließe sich im ÖPNV allenfalls dann rechtfertigen, wenn sämtliche Ver-
kehrsdienste in einem Teilmarkt defizitär wären. Allerdings gäbe es in diesem Fall keine Rechtfertigung für 
gesetzliche Marktzutrittsschranken in Gestalt ausschließlicher Rechte. Denn: Welches Verkehrsunternehmen 
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(2) Auf der Ebene der Verkehrssteuerungssysteme wäre bei Einführung eines Versteigerungs-
wettbewerbs eine evolutorische Kombination der einzelnen Kontrollgebiete denkbar. Im 
Luftverkehr könnte sich z. B. der Betreiber der Flugsicherung in einem Land A auch um die 
Betriebsführerschaft in einem angrenzenden Land B bewerben. Sofern sich durch den ge-
meinsamen Betrieb der beiden Kontrollgebiete Synergieeffekte ergeben, steigen die 
Chancen, dass der Betreiber aus Land A auch den Zuschlag in der Versteigerung des 
Kontrollgebiets in Land B erhält. Weitere Kombinationen mit angrenzenden Kontroll-
gebieten sind vorstellbar. Insgesamt könnten so auch auf dieser Netzebene mehr unter-
nehmerische Elemente in die Netzplanung einfließen (vgl. Knieps 2007: S. 161). 

(3) Inwieweit die Netzplanung auch auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen eine rein unter-
nehmerische Aufgabe darstellt, ist fraglich.26 Wegen ihrer hohen Irreversibilität bei zugleich 
sehr langer Lebensdauer ist die Netzentwicklung bei Verkehrsinfrastrukturen ausgesprochen 
pfadabhängig. Die Positivauslese von Investitionen und Leistungen, die den Bedürfnissen 
und Präferenzen der Konsumenten am besten gerecht werden, ist unter diesen Umständen – 
wenn überhaupt – nur sehr langfristig möglich. Hinzu kommen vielfältige Netz- und 
Systemeffekte, deren Ausschöpfung zwar nicht zwangsläufig eine staatliche, so aber doch 
eine zentrale Koordination jenseits des reinen Marktes erfordern.27  

Wenn jedoch der Staat diese Koordinationsfunktion übernimmt, rücken politische Ziele in 
den Vordergrund. Diese politischen Ziele dominieren schließlich die Netzplanung, wenn der 
Staat zugleich den überwiegenden Teil der Verkehrsinfrastruktur in der Rolle des Bestellers 
finanziert.28 Im politischen Wettbewerb der Interessengruppen besteht dann die Gefahr einer 
Negativauslese.29 Solange die politischen Zielsetzungen bei der Bereitstellung von Ver-

                                                                                                                                 
könnte ein Interesse daran haben, in Konkurrenz zu einem bezuschussten anderen Anbieter dauerhaft eine de-
fizitäre Leistung anzubieten, ohne dafür ebenfalls einen Ausgleich von einem staatlichen Besteller zu erhalten? 
Würde dieser Fall tatsächlich eintreten, wäre dies ein starkes Indiz dafür, dass die (vermeintlich defizitäre) 
Leistung kostendeckend zu erbringen ist.

26  "Die Gesamtplanung für die Verkehrswege ist Staatsaufgabe. Die darüber hinaus gehenden Aufgaben sind so weit 
wie möglich privaten Akteuren zuzuordnen." (Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr 2005: S. 303). 

27  Auch in den anderen Netzwirtschaften gibt es in jüngster Zeit vermehrt Stimmen, die eine aktivere Rolle des 
Staates bei der Netzinfrastrukturplanung einfordern. In Großbritannien wurde bereits eine neue Planungsbehörde 
eingerichtet, die Infrastructure Planning Commission (IPC), die für eine bessere Koordination bei der Planung 
national bedeutsamer Infrastrukturprojekte sorgen soll (vgl. Helm 2009: S. 321-324). 

28  "Im Unterschied zur betriebswirtschaftlichen (strategischen) Unternehmensplanung in den Transportunternehmen 
werden bei der Verkehrsinfrastrukturplanung die Ziele politisch festgelegt." (Aberle 2009: S. 414). 

29  "The cause of biased cost-benefit analyses is found to be perverse incentives that encourage promoters of infra-
structure projects to underestimate costs and overestimate benefits in the business cases for their projects in order 
to gain approval and funding. But the projects that are artificially made to look best in business cases are the pro-
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kehrsinfrastrukturen dominant bleiben, gibt es zu einer zentralen staatlichen Verkehrsinfra-
strukturplanung, wie es sie in der Bundesrepublik seit Jahrzehnten in Form der Bundesver-
kehrswegeplanung gibt, keine grundsätzliche Alternative.30 Detailplanung, Bau und Betrieb 
dieser Infrastrukturen sollte dann aber soweit wie möglich Aufgabe privater Unternehmen 
sein (vgl. Wissenschaftlicher Beirat für Verkehr 2005). 

Eine aus netzökonomischer Sicht überzeugendere Begründung für eine staatliche Einfluss-
nahme auf die Planung der Verkehrsinfrastrukturen sind die Belange der Raumordnung. Die 
große Bedeutung des Verkehrs für die Raumordnung ist offenkundig. Es handelt sich hier-
bei jedoch nicht um ein originäres Problem auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen, 
sondern um ein Regulierungsproblem auf der Ebene der natürlichen Ressourcen, und sollte 
deshalb auch direkt dort gelöst werden. 

(4) Auf der Ebene der natürlichen Ressourcen werden die grundlegenden Voraussetzungen für 
den Aufbau der darüber liegenden Netzebenen geschaffen. Hier hat der Staat wichtige Ko-
ordinationsaufgaben, insbesondere im Bereich der Raumordnung und der Raumplanung. So 
müssen z. B. Verkehrskorridore für Verkehrswege oder Standorte für Stationen in der 
Raumplanung definiert und freigehalten werden. Bei Projekten, die über den raum-
planerischen Kompetenzbereich einer Behörde hinausreichen, sind entsprechende Ab-
stimmungen erforderlich. Falls es tatsächlich zum Bau kommen sollte, können ggf. staat-
liche Enteignungsverfahren notwendig werden, sollte die erforderliche Bündelung von 
Grundstücken und Wegerechten anderweitig nicht möglich sein. Das vorrangige Ziel all 
dieser staatlichen Handlungen sollte darin liegen, eine effiziente Allokation der vom Ver-
kehr tangierten natürlichen Ressourcen zu gewährleisten. Wie in der Klimapolitik (vgl. oben 
Abschnitt 5.1) ist hier eine Sonderbehandlung des Verkehrssektors oder gar einzelner Ver-
kehrsträger aus ökonomischer Sicht nicht zielführend. 

                                                                                                                                 
jects that generate the highest cost overruns and benefit shortfalls in reality, resulting in a significant trend for 
‘survival of the unfittest’ for infrastructure projects." (Flyvbjerg 2009: S. 365).

30  Auch hier hat der Wissenschaftliche Beirat für Verkehr (2009) eine ganze Reihe von Vorschlägen unterbreitet, wie 
die Bundesverkehrswegeplanung verbessert werden könnte. Dabei liegt das Hauptaugenmerk auf der Planung einer 
langfristigen Netzstrategie. 
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7. Fazit 

Der Fokus der deutschen und europäischen Verkehrspolitik ist im Wandel begriffen. Während 
zu Beginn des Liberalisierungsprozesses die Ebene der Verkehrsdienste im Mittelpunkt des 
Interesses stand, rücken zunehmend die ökonomischen Probleme auf den darunterliegenden 
Netzebenen in den Mittelpunkt. Aus disaggregierter Sicht ist eine konzeptionelle Unter-
scheidung dieser Ebenen von grundlegender Bedeutung, um zu einer ökonomisch fundierten 
Rollenverteilung zwischen Markt und Staat in der Verkehrswirtschaft zu kommen.  

Die Ebene der Verkehrssteuerungssysteme ist vor allem für die Sicherheit von Verkehrs-
systemen von großer Bedeutung. Hier ist eine klare Abgrenzung der Kompetenzen erforderlich. 
Trotzdem ist Wettbewerb möglich, indem der Staat periodische Versteigerungen durchführt. 
Dies würde den mit der Steuerungsaufgabe betrauten Unternehmen zusätzliche Anreize sowohl 
zur effizienten Leistungsbereitstellung als auch zur ständigen Verbesserung und Fortent-
wicklung ihrer Leistungen geben. 

Auf der Ebene der Verkehrsinfrastrukturen ist das Marktmachtproblem zentral. Der dis-
kriminierungsfreie Zugang zur Infrastruktur ist eine ganz entscheidende Voraussetzung für den 
Wettbewerb auf den Dienstemärkten. Das Marktmachtproblem verschärft auch das staatliche 
Beschaffungsproblem bei der Bestellung defizitärer Verkehrsinfrastrukturen. Es fällt schwer, 
eine davon unabhängige Begründung für eine staatliche Planung der gesamten Verkehrsinfra-
struktur zu geben. Solange jedoch der überwiegende Teil der Verkehrsinfrastruktur vom Staat 
finanziert wird, ist ein Instrument wie der Bundesverkehrswegeplan gerechtfertigt und not-
wendig. 

Der disaggregierte Ansatz verdeutlicht, dass die staatlichen Aufgaben auf der Ebene der natür-
lichen Ressourcen teilweise weit über die Grenzen des Verkehrssektors hinaus reichen, z.B. in 
der Klimapolitik oder bei der Raumplanung. Dies wird in öffentlichen Diskussionen nicht 
immer hinreichend beachtet (vgl. Aberle 2009: S. 574). Um diesen wichtigen Unterschied zur 
Verkehrspolitik (im engeren Sinne) hervorzuheben, sollten diese Aufgaben primär den jeweils 
originär betroffenen Politikbereichen zugeordnet werden, also insbesondere der Umweltpolitik 
und der Raumordnungspolitik. Eine sektorsymmetrische Umweltpolitik und eine sektorsym-
metrische Raumordnungspolitik wären die Voraussetzungen dafür, dass die Verkehrspolitik sich 
ganz auf ihre sektorspezifischen Aufgaben in der Verkehrswirtschaft konzentrieren kann. 
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Abstract 

The aim of this paper is to provide a systematic overview of the remaining tasks of the state in 
liberalized transport markets. In order to develop a conceptually founded division of roles be-
tween market and state in the transport sector, a disaggregated approach is used. This approach 
distinguishes between the following four network levels of transport systems: (1) transport 
services, (2) traffic control systems, (3) transport infrastructures, and (4) natural resources. The 
capability of markets on the level of transport services has been demonstrated after liberalizing 
air transportation and road freight, to name two impressive examples. The level of traffic con-
trol systems is of great importance for the safety of transport systems. On the infrastructure 
level the market power problem has to be solved to guarantee non-discriminatory access. The 
market power problem also complicates the solution of the state's procurement problem when 
non-profitable transport infrastructures are subsidized. Apart from non-profitable network parts, 
it is difficult to give an independent justification for central state planning of transport infra-
structure networks. At the level of natural resources the regulatory tasks of the state clearly 
extend the boundaries of the transport sector, e.g. regarding climate protection or land-use plan-
ning. A sector-symmetric environmental policy and a sector-symmetric spatial development 
policy would enable transport policy makers to concentrate on their sector-specific tasks in the 
transport sector.
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Anreizregulierung unter Subventionen –  
der Fall der Eisenbahnregulierung 
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[…] 

4. Anreizregulierung unter Subventionen 

Mitusch (2008) hat einen Vorschlag für eine Erweiterung der Price-Cap-Regulierung unter 
Einbeziehung von Subventionen vorgebracht, der auf die folgende Budgetgleichung für die 
zulässigen Erlöse zurückgeht:1 
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wobei STt, STt-1 für die staatlichen Subventionsbeträge stehen. X ist der Faktor für den 
Produktivitätsfortschritt, I repräsentiert die unterliegende Inputpreisentwicklung; q und p stehen 
für die Outputmengen und Preise.  

Demnach sind die Erlöse des regulierten Korbes von Dienstleistungen bei Subventionen unter 
die Maßgabe gestellt, dass diese neben dem X-Faktor (und die zu berücksichtigende Inflations-
rate) durch die Höhe der im jeweiligen Jahr vergebenen Subventionsbeträge variiert werden, 
was sich auch in der folgenden Umstellung der obigen Gleichung zeigt: 

                                                
1 Vgl.  Mitusch, K., Regulation of a subsidized firm - the case of railways, Vortrag auf der 7th Conference on Applied 

Infrastructure Research (INFRADAY), TU Berlin, 10. Oktober 2008.
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Sind die Subventionen in jedem Jahr gleich hoch, so verändern sich die zulässigen Erlöse um It-
X Prozent im Vergleich zum Ausgangsbudget inklusive der erhaltenen Subventionen. Steigen 
die Subventionen bzw. sinken diese, so wird die Vorgabe an die Erlöse strikter bzw. weniger 
strikt. Dies bedeutet unmittelbar, dass Subventionen wie durch Leistung erzielte Erlöse be-
trachten werden. 2

Diese Regelung erscheint auf den ersten Blick einleuchtend. Was bedeutet sie aber im Detail? 
Wird der Subventionsbetrag erhöht, so darf ein Unternehmen weniger Erlöse erzielen, und zwar 
bezogen auf die Menge aus der Vorperiode (als Normierungsbasis) genau um diesen Umfang 
der Betragserhöhung. Dies zeigt die Analyse des Zählers der obigen Gleichung.3

Mitusch (2008) leitet des Weiteren in seiner Betrachtung einen sog. Verstärkungseffekt ab, der 
sich bspw. dann ergibt, wenn der Staat seine Subventionszahlungen nicht an die Inflation an-
passt, d.h. STt = STt-1 ist. In diesem Fall4 erhöht bzw. verringert sich der Erlösspielraum des 
Netzbetreibers, was eine unmittelbare Folge des gerade beschriebenen Effektes ist:5
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Subventionen werden hierbei wie Erlöse im Sinne betriebswirtschaftlicher Einnahmen bzw. 
Erträge behandelt. Aus dieser Eigenschaft resultiert eine Gefahr, wenn die gewährten Sub-
ventionen auf die Erlössituation - unmittelbar oder mittelbar - reagieren und nicht ex ante nach 
genauen ökonomische Kriterien gesetzt werden. Sinken die Erlöse des regulierten Unter-
nehmens, so wird es unter der Maßgabe der obigen Regulierungsgleichung dazu neigen, höhere 

                                                
2 Dies impliziert zudem ein konkretes Substitutionsverhältnis: Werden die Subventionen höher, so darf das Unter-

nehmen weniger Erlöse erzielen und vice versa. 
3 Insofern stellt es sich unter der Summe der Erlöse und Subventionen nicht besser.
4 Dies gilt auch allgemeiner, wenn der Staat seine Subventionen mit einer Rate anpasst, die unterhalb der Inflationsrate 

liegt.
5 Vgl. Mitusch, a.a.O.
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Subventionen – unmittelbar (d.h. für die laufende Regulierungsperiode), so dies 
politisch/regulatorisch möglich, oder in der längeren Frist, d.h. prospektiv als höhere Setzung – 
einzufordern, da es den gegebenen Erlösspielraum bei den verwendeten Preisen nicht ausnutzen 
kann.  

Diese Effekte sind insbesondere dann bedenklich, wenn Unklarheiten über die effizienten 
Kosten und somit das zu setzende X bestehen. Die Folge kann sein, dass zudem oder alternativ 
das X zu gering gesetzt wird.  

Im Kern bleibt bei dem Ansatz ungeklärt, warum die Subventionen explizit so berücksichtigt 
werden. Subventionen werden – wie schon ausgeführt – wie Erlöse behandelt, sie beruhen aber 
auf staatlichen Zuwendungen. Dies stellt einen grundlegenden Unterschied dar, der aus unserer 
Sicht zu berücksichtigen ist. Andererseits besteht natürlich auch die Möglichkeit, dass das 
Unternehmen mit einer Preiserhöhung reagiert. Diese erübrigt aber nicht die Frage nach der 
angemessenen Höhe der Subventionen. 

[…] 


